
CDU-Fraktion und FDP-Fraktion

Im Rat der Stadt Bergisch Gladbach

Bergisch Gladbach, 27. Februar 2012

Antrag für die Sitzung des ASSG am 1. März 2012

Haushalt 2012/2613

Hier: Aufhebung der beschlossenen Kürzungen für den Haushaltsütel
„Seniorenzeniren”

CDU- und FDP-Fraktion beantragen, die beschlossenen Kürzungen um 60.000 Euro
im Jahr 2012 aufzuheben und die fünf Seniorenzeniren im bisherigen Umfang
weiterhin zu fördern.

Begründung:
Die Förderung der Seniorenzentren ist nach dem SGB XII, 8 71, eine pflichtige
Aufgabe. Das Gesetz bestimmt, dass älteren Menschen die Teilhabe am sozialen
und kulturellen Leben ermöglicht und eine wohnortnahe Unterstützung in Fragen des
Allttagsiebens gewährleistet wird. Somit ist die Förderung der Seniorenzentren keine
freiwillige leistung. Sie ist aus dem Korridor der freiwilligen Leistungen
herauszunehmen.

Dies ist umso wichtiger, als durch den demografischen Wandel die Zahl der betagten
und hoch betagten Mitbürger/innen rapide zunimmt und die dezentralen
Seniorenzentren einen unverzichtbaren Teil einer notwendigen Sozialinfrastruktur
bilden.

Deckungsvorschlag!
Dieser wird im Rahmen der Haushaltsberatungen erarbeitet.

gez. Mömkes gez. Dr. Fischer
CDU-Fraktionsvorsitzender FDP-Fraktionsvorsitzender

gez. Dr. Bernhauser gez. Frau Schmidt-Bolzmann
CDU-Sprecher im ASSG FDP-Sprecherin im ASSG



Stabsstelie Frauenbüro/Gleichstellungsstelle

Auszug aus der Niederschrift über die Sitzung des

Ausschusses für Stadtentwicklung, demografischen

Wandel, soziale Sicherung, Integration,

Gleichstellung von Frau und Mann am 01.03.2012
- öffentlich -

$, Haushalt 2012/2913 der in die Zuständigkeit des Ausschusses für
Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration,
Gleichstellung von Frau und Mann fallenden Produktgruppen
0110/2012

Die Vorsitzende schlägt vor, innerhalb der Vorlage seitenweise vorzugehen.

Herr Theisen erinnert daran, dass die Kürzungen im Jugend- sowie im
Seniorenbereich nicht zweckmäßig seien, weil die jetzt gesparten freiwilligen
Leistungen später zu Pflichtaufgaben würden.
Herr Theisen führt weiter aus, es sei Ihm ein besonderes Anliegen, dass die
Besetzung und die Wirksamkeit des Jugendamtes sichergestellt und nicht durch
Sparmaßnahmen begrenzt seien, er bitte um entsprechende Überprüfung durch die
Verwaltung.

Hinsichtlich der offenen Begegnungsstätten merkt Heır Theisen an, es sei fraglich,
wieweit die Träger die 5 beiroffenen Einrichtungen angesichts der im Haushalt
vorgesehenen Sparmaßnahmen halten könnten. Gerade vor dem Hintergrund der
im neuen Outachten „ISEK. 2030“ getroffenen Feststellung einer steigenden
Anzahl von Senioren und Seniorinnen sei er über solche Sparmaßnahmen
verärgert. Herr Theisen verweist auf einen EU-Beschluss vom 14. September
2011, in dem das Jahr 2012 als europäisches Jahr für aktives Altern und Solidarität
zwischen den Generationen ausgerufen worden sei. Auch ergebe sich aus der
Veröffentlichung, dass die Anzahl der Senioren und Senioren EU-weit um bis zu
30 % steige. Aus Punkt 26 ergebe sich, dass mit vorliegendem Beschluss
finanzielle Mittel für die Seniorenförderung bei der EU angefordert werden

könnten. Ein ebenfalls auf’den 14. September 2012 datierter Erlass weise unter
Artikel 2 von der EU vorgegebene Ziele und unter Artikel 3 Inhalte und zur
Zielerreichung erforderliche Maßnahmen aus, Herr Theisen fragt, welche
Maßnahmen die Verwaltung im neuen Haushaltsplanentwurf vorgesehen habe, um
die Ziele des BU-Beschlusses zu erreichen. Zudem bittet er darum, den EU-

Beschluss (Anlage) dem Protokoll beizufügen. Herr Hastrich antwortet, im
Haushalt seien keine Maßnahmen vorgesehen.

Hinsichtlich des Jugendhaushaltsplans verweist Herr Dr. Bernhauser auf die
Beratungen im kommenden Jugendhilfeausschuss. Was die Kürzungen im Bereich
der Seniorenzentren angehe, bezieht sich Herr Dr. Bernhauser auf den
gemeinsamen Antrag der CDU- und der FDP-Fraktion vom 27.02.2012 (Anlage),
die im vergangenen Jahr beschlossene Kürzung für dieses Jahr und für die
Folgejahre zurückzunehmen, andererseits stelle sich auch die Frage, in welcher
Höhe die Umsetzung der EU-Richtlinien gefördert werde. Das Bemühen der
Stadtverordneten sei es, die geringen frei verfügbaren Mittel gerecht und



verantwortungsbewusst zu verteilen.

Allein angesichts des bekannten demografischen Wandels, so betont Herr
Waldschmidt, habe die SPD-Fraktion Kürzungen bei den Seniorenzentren bereits
frühzeitig für einen großen Fehler gehalten und die Auffassung vertreten, die
ortsnahen Seniorenzentren müssten erhalten bleiben. Über das Umdenken bei der

CDU- und bei der FDP-Fraktion freue er sich und sage insofern die volle
Unterstützung durch die SPD-Fraktion zu.
Frau Schundau schließt sich für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herrn

Waldschmidts Ausführungen an. Ihre Fraktion habe schon immer die ortsnahe
Erhaltung der Seniorenzeniren gefordert.
AufNachfrage von Frau Schundau berichtet Herr Hastrich, der Gesetzgeber habe
in & 71 des SGB XI zwar festgeschrieben, dass die örtlichen Träger der
Grundsicherung bzw. der Leistungen nach SGB XTI - vorliegend der RBK. - dazu
verpflichtet seien, Angebote der Altenhilfe vorzuhalten, zu denen sicherlich auch

die Leistungen der Seniorenbegegnungsstätten zählten. Weil der Gesetzgeber aber
keine Ausführungen zu der Art und Weise der Leistungen mache, handele es sich
um eine klassische Leistung, die dem Grunde nach pflichtig und der Höhe sowie
der Ausgestaltung nach freiwillig sei.
Wenn der Ratsbeschluss zu einem genehmigungsfähigen
Haushaitssicherungskonzept führe, könne die Erhöhung der Bezuschussung der
Seniorenbegegnungsstätten ohne Mitteleinsparungen an anderer Stelle erfolgen.

Frau Schmidt-Bolzmann drückt ihre Freude darüber aus, dass es offensichtlich

eine Mehrheit für die Förderung der Seniorenbegegnungsstätten gebe, weil die
Kürzung ein deutliches Zurückfahren des Angebots bedeutet hätte. Am Beispiel
der Seniorenbegegnungsstätte in Refrath berichtet Frau Schmidt-Bolzmann von

der besonderen gesellschaftlichen und kulturellen Bedeutung der insgesamt fünf
Einrichtungen in Bergisch Gladbach, Erforderlichenfalls könne sicher auch eine
Gegenfinanzierung gefunden werden,

Die Vorsitzende geht zum Haushalt des Frauenbüros / der Gleichstellungsstelle
über.

Hierzu gibt es keine Wortmeldungen.

Zu. dem nachfolgend behandelten Haushalt Stadtentwicklung, kommunale
Verkehrsplanung bezieht sich die Vorsitzende auf’ den eingangs verteilten Antrag
der FDP-Fraktion (Anlage). Herr Dr. Karich weist ergänzend zum Antrag darauf
hin, in der vergangenen Sitzung sei detailliert die Notwendigkeit einer integrierten
Verkehrsplanung diskutiert worden. Es solle deshalb mit Blick auf die im

Haushalt für das ISEK dargestellten Mittel von 10.000 € eine Entscheidung
getroffen werden, parallel und unabhängig vom Flächennutzungsplan eine
integrierte Verkehrsplanung auf den Weg zu bringen. Herr Dr. Karich liest den
schriftlich vorliegenden Antrag vor:

Die Verwaltung wird beauftragt,
die Erarbeitung eines „Integrierten Verkekrsentwicklungskenzeptes“ im

Rahmen des „Integrierten Stadtentwicklungskonzepts“ als eigenständige

Aufgabe zu formulieren.

1. Zusammenfassung/Aufarbeitung der bisher erarbeiteten Unterlagen

2. Feststellung der noch zu bearbeitenden Themen
3. Formulierung eines Projektes zur Bearbeitung und Ermittlung vor
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Aufwand und Kosten.

Die Verkehrsplanung soll mit geringen Mitteln im Einvernehmen mit dem
AUKV in Angriff genommen werden.

Der Zeitplan zur Erstellung des Flächennutzungsplanes sell durch die
zusätzliche Expertise nicht verzögert werden.

Auch Herr Waldschmidt unterstreicht die im Rahmen der bisherigen ISEK-
Beratungen seitens der SPD-Fraktion deutlich gemachte Notwendigkeit einer
integrierten Verkehrsplanung als unabdingbare Voraussetzung für den
Klächennutzungsplan. Insoweit habe der FDP-Antrag die volle Unterstützung
seitens der SPD-Fraktion,

Herr Dr, Bernhauser führt aus, eine strategische Verkehrsplanung sei
grundsätzlich nötig, wobei es nicht nur um Straßenplanung, sondern überhaupt um
Mobilität gehe. Dazu gehöre auch der öffentliche Personennahverkehr. Unter dem
Aspekt der alternden Geseilschaft sei gleichermaßen über Ein- und
Ausstiegsmöglichkeiten für Rollatoren wie auch für Kinderwagen nachzudenken.
Es stelle sich die Frage, in welchem Umfang und mit welcher Intensität bzw.
Ixtensität solch ein Gutachten erstellt werden solle. Mit der im Haushalt

vorgesehenen Position in Höhe von 10.000 € könne ein kompetentes Gutachten
zur strategischen Verkehrsplanung sicher nicht erwartet werden, andererseits solle
der Flächennutzungsplan unter Verwendung der bisher vorliegenden Daten
möglichst parallel zum Verkehrsentwicklungsplan bearbeitet werden. Einer
antragsgemäßen Entscheidung stehe nichts entgegen.
Auch Frau Schundau zeigt sich erfreut darüber und ist mit Herrn Dr. Bernhauser
einer Meinung, dass ein intelligentes Verkehrskonzept alle Verkehre meine, auch
Fußgänger-, Rad- und ÖPNV-Verkehre. Ein solches Verkehrskonzept sei auch
angesichts der problematischen Kostensituation ganz wichtig. Auf vorliegende
Untersuchungen könne dabei kostensparend zurückgegriffen werden.
Herr Zalfen weist daraufhin, dass die Verkehrsentwicklungsplanung auch unter
dem Aspekt sinnvoller Gewerbeansiedlung in Verbindung mit den notwendigen
Gewerbestenereinnahmen parallel zum Flächennutzungsplan erfolgen müsse.
Wenn der Verkehr eine solche Ansiedlung nicht hergebe, sei eine Ausweisung im
Flächennutzungsplan überflüssig. Das Gleiche gelte für Wohngebiete. Zugunsten
der Klärung der verkehrlichen Aspekte müsse der Flächennutzungsplan notfalls
zeitlich gestrecki werden.

I'rau Dr, Werheit unterstützt die vorgetragenen und inhaltlich ähnlichen
Ausrichiungen aller Beiträge aus ihrer fachlichen Sicht, weist jedoch auf die im
Bereich der Stadtentwicklung bestehende schwierige personelle Situation hin, die
die Bearbeitung zweier großer Projekte gleichzeitig nicht zulasse. Wenn
tatsächlich ein integrierter Verkehrsentwicklungsplan parallel zum
Flächennutzungsplan oder mit Priorität erarbeitet werden solle, werfe das
insbesondere organisatorische Probleme auf. Bekanntlich gäbe es bei der
Stadtentwicklung keine verkehrsplanerische Fachkraft. Auch der
Finanzierungsaspekt sei zu berücksichtigen,
Die im Haushaltsentwurf für das ISEK eingeplanten Mittel seien noch Restmittel,
die etwa für das noch ausstehende Monitoring vorgesehen seien. Insofern müsse
auf andere Mitte! zugegriffen werden. Frau Dr, Werheit äußert auch ihre

Überzeugung, dass eine neue Verkehrsentwicklungsplanung nicht nur die
vorhandenen Unterlagen und möglicherweise völlig veraltete Aussagen und
teilweise schr solitär betrachtete Untersuchungen berücksichtigen solle, vielmehr
wäre die Betrachtung der Gesamtstadt, der Stadtteile untereinander wie auch der
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verschiedenen Verkehrsarten Sinn und Zweck eines solchen integrierten Ansatzes.
Eine finanzielle Darstellung sei über eine zeitliche Streckung der Bearbeitung des

Flächennutzungsplans aus ihrer Sicht durchaus denkbar.

Herr Schmickler merkt an, es werde vorliegend Ressourcenverteilung zu Lasten
nicht anwesender Dritter betrieben. Aufgrund des Zeitpunkts der Antragstellung
sei eine Abstimmung mit den Kollegen und Kolleginnen nicht mehr möglich
gewesen.

Zu der von den Fraktionen angesprochenen Verwertung von Datengrundlagen
verweist Herr Schmickler auf seine ausführlichere Darstellung der Datenquellen in
der vergangenen Sitzung. Jedenfalls seien die zum Thema ÖPNV vorhandenen
Daten sehr global und träfen zu den spezifischen Bergisch Gladbacher Problemen

Aussagen nur in Grundzügen. Andere Datengrundlagen seien wiederum
mindestens 15 Jahre alt. Es habe sich inzwischen so vieles in den

Rahmenbedingungen in Bergisch Gladbach verändert und weiterentwickelt, dass
dieses Datenmatertal nicht mehr brauchbar sein dürfte. Betreffend das

Hauptverkchrsstraßennetz sei in Teilbereichen aus den bekannten Gründen eine

größere Menge an Daten vorhanden. Wenn man dem breiten Anspruch eines
Verkehrsentwicklungsplanes Rechnung tragen wolle, müsse aber eine Menge an

Datenmaterial im Grundlagenbereich zusammengetragen werden, die Stadt
verfüge über diese Daten aber nicht oder eben nicht auf einer halbwegs aktuellen
Basis. Herr Schmickler führt weiter aus, letztlich sei alles machbar, auch die

Finanzierung sei durch Verschiebung und Schwerpunktsetzung ein weniger großes
Problem. Ein größeres Problem sei aufgrund der Personalsituation die
fachgerechte verwaltungsinterne Betreuung, jedenfalls sei eine zeitliche
Verschiebung des Flächennutzungsplanes unbedingt zu vermeiden. Einerseits sei
ein überalterter Flächennutzungsplan irgendwann als rechtliche Grundlage für
rechtssichere Bebauungspläne nicht mehr brauchbar, andererseits nehme die
Aktualität der mit großem, gemeinsamem Aufwand auf den Weg gebrachten
Untersuchungen bei Verschiebung des Flächennutzungsplanes Jahr für Jahr ab.
Herr Schmickler spricht sich dafür aus, mit möglichst aktuellen Grundlagen zu
arbeiten. Es sei zu überlegen, aus welchem Bereich qualifizierte personelle
Kapazitäten ergänzend zu den Kapazitäten der Stadtentwicklungsabteilung für die

Durchführung eines solchen Projckts verlagert werden können. Das sei keine
leicht zu lösende Aufgabe.
Herr Dr. Bernhauser weist darauf hin, ein neuer Plan müsse natürlich kompatibel
mit den schon bestehenden Plänen sein. Es gehe nicht in erster Linie um die
Belastbarkeit des Straßennetzes, vielmehr um die der an den Straßen wohnenden

Menschen, Er denke hier natürlich auch an das Gewerbegebiet Spitze und die

Belastbarkeit der Straße in Herkenrath und die gegebenenfalls entstehende

Mehrbelastung der Anwohner und der dörflichen Lebensgemeinschaft. Eine
sirategische Verkehrsplanung müsse deshalb dringend auf die schon vorliegenden
Gutachten bezogen sein.

Herr Kamp regt vor dem Hintergrund einer hochdichten Bebauung in Bergisch
Gladbach mit teilweise extrem hoch belasteten Verkehrswegen und mangelnder

räumlicher Gegebenheiten für entlastende Straßen an, über ein
Optimierungsprogramm für die Verkehrswege wie auch für die
Verkehrsgesellschaften nachzudenken. Es könne beispielsweise geprüft werden,
ob alle Ampeln erforderlich seien oder wie einzelne Wegführungen beschaffen
seien.

Herr Schmickler greift die nach seiner Meinung schr positiven Hinweise von
Herrn Kamp gerne auf. Ein neuer Verkehrsentwicklungsplan werde nicht dazu
führen, dass die Stadt nennenswert neue Straßen baue. Demzufolge könne
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lediglich der Versuch helfen, das bestehende Netz zu optimieren und die negativen
Wirkungen des Verkehrs zu vermindern. Das Thema Verkehrslärmschutz werde in

Zukunft wegen übergeordneter Vorgaben ein großes Thema werden. Darüber
hinaus könne geprüft werden, ob Verkehr auf umweltfreundliche und damit auch

weniger belastende Verkehrsträger verlagert werden könne, Auch seien
Möglichkeiten zu prüfen, die zu einer stärkeren Nutzung des ÖPNV führten. Herr
Schmickler weist darauf hin, dass es sinnvoller sein könne, den Schwerpunkt auf
die Leistungsfähigkeit des Vorhandenen zu legen anstatt kostenintensive
Verkehrsmengenerhebungen und Prognosen zum Individualverkehr
durchzuführen.

Herr Kockmann äußert seinen Eindruck, gemeinsames Ziel sei es, ein vernünftiges
Verkehrskonzept in die Flächennutzung einzubringen, weshalb die Verwaltung um
einen zeitnahen konkreten Vorschlag gebeten werden müsse.

Herr Waldschmidt merkt an, dass sich in den vergangenen vier bis fünf Jahren
mehrere Ausschüsse mit Verkehrsuntersuchungen, die sich zum Teil auf einen
räumlich eng begrenzten Bereich fokussierten, befasst hätten. Er gehe davon aus,
dass hierfür erhebliche finanzielle Mittel geflossen seien, weshalb es
wirtschaftlich vernünfüg sei, sich jetzt in Gänze mit einer integrierten
Verkehrsplanung zu beschäftigen.
Herr Zalfen bezieht sich auf eine Anfrage in der AUKV-Sitzung am 12.01.2012,
wie der Ortsteil Herkenrath auch mit Blick auf zukünftige Verkehre entlastet
werden könne. Er drückt seinen Unmut darüber aus, dass der eingebrachte
Vorschlag, aufder alten Müllkippe in Kürten einen P+R-Parkplatz zur Stärkung
des ÖPNV in Richtung Linie 1 oder zum S-Bahnhof einzurichten, von der
Verwaltung zwar als nicht durchführbar negiert, aber keine alternativen
Vorschläge gemacht worden seien.

Herr Dr. Karich kommt zurück auf’ den vorliegenden FDP-Anirag und betont die
Notwendigkeit, vom Eventuellen zu einem konkreten Projekt zu kommen.
Frau Dr. Werheit weist daraufhin, dass es sich heute um eine Sondersitzung
handele, weshalb die nächste Sitzung im April relativ zeitnah sei. Weil die
Arbeitsplanung ohnehin die Vorlage des Arbeitskonzepts für den
Klächennutzungsplan in der ASSG-Sitzung vor der Sommerpause vorsehe und
eine Abstimmung mit der integrierten Verkehrsplanung sinnvoll sei, schlägt sie -
vorbehaltlich der verwaltungsinternen Prüfung der zeitlichen und
organisatorischen Machbarkeit - vor, beide Themen aufdie Tagesordnung der
Junisitzung des ASSG zu setzen,

Herr Schmickler kündigt an, Herrn Zalfens Hinweis als Anregung aufzunehmen
für ein ın Vorbereitung befindliches Gespräch mit der Gemeinde Kürten und dem
Landesbeirieb Straßen NRW betreffend das Thema „Verkehr auf der gesamten
Achse“ im Rahmen der Planungen für das Gewerbegebiet in Kürten. Es sei
sinnvoll, solche Probleme im regionalen Zusammenhang zu sehen und konstruktiv
ggf. auch gemeinsam mit dem Kreis zu diskutieren.

Herr Kamp macht auf die Notwendigkeit aufmerksam, ein später vorliegendes
Konzept konsequent umzuseizen und vorhandene Verkehrsflüsse nicht durch
Erfüllung von Anliegerwünschen zu vernachlässigen. Herr Kamp spricht sich für

einen Beschluss im Sinne des FDP-Antrages aus.
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Frau Schmidt-Bolzmann spricht sich für eine Abstimmung über den CDU- / FDP-
Antrag "Aufhebung der beschlossenen Haushaltskürzungen im Bereich der
Seniorenzentren" aus.

Wegen des bei den Ausschussmitgliedern entstandenen zustimmenden
Meinungsbildes zum gemeinsamen CDU- und FDP-Antrag "Aufhebung der
beschlossenen Haushaltskürzungen im Bereich der Seniorenzentren" sowie zu der
vorab erforderlichen Diskussion in den Haushaltsberatungen der Fraktionen lässt
die Vorsitzende lediglich über den FDP-Antrag zum Integrierten
Verkehrsentwicklungskonzept abstimmen.

Auf der Grundlage des mündlichen und als Anlage beigefügten Antrages der FDP-
Fraktion fassen die Mitglieder des Ausschusses für Stadtentwicklung,
demografischen Wandel, soziale Sicherung, Integration, Gleichstellung von Frau
und Mann einstimmig folgenden Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt,

die Erarbeitung eines „Integrierten Verkehrsentwicklungskonzeptes“
ia Rahmen des „Integrierten Stadtentwicklungskonzepis“ als
eigenständige Aufgabe zu formulieren.

I. Zusammenfassung/Aufarbeitung der bisher erarbeiteten
Unterlagen

2. Feststellung der noch zu bearbeitenden Themen

3. Formulierung eines Projektes zur Bearbeitung und Ermittlung
von Aufwand und Kosten.

Die Verkehrsplanung soll mit geringen Mitteln im Einverachmen mit
dem AUKV in Angriff genommen werden.
Der Zeitplan zur Erstellung des Flächennutzungsplanes soll durch die
zusätzliche Expertise nicht verzögert werden.

Abschließend fassen die Mitglieder des Ausschusses für Stadientwicklung,
demogralischen Wandel, soziale Sicherung, Integration, Gleichstellung von Frau
und Mann mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE/BIBB
folgenden Beschluss:

Die Vorlage wird zur Beschlussfassung an den Haupt- und
Finanzausschuss und den Rat überwiesen,

Die Vorsitzende erteilt noch einmal Herrn Tschorny das Wort, der sich in der
Reihe der aufgerufenen Wortmeldungen übergangen fühlte.
Herr Tschorny stellt für die Fraktion DIE LINKE/BIBB den Antrag, darüber

abzustimmen, den HH-Titel 005 500 010, die so genannten Löwenpassrichtlinien,
zu erhalten und mit 60.000 € auszustatten. Da die Stadt sich nicht mehr im

Nothaushalt befinde, sondern über ein genehmigungsfähiges
Haushaltssicherungskonzept verfüge, sei es nicht nachvollziehbar, warum gerade
bei Rentnern, die Grundsicherungsleistungen beantragen müssten, bei Kindern
von Hartz IV-Empfängern sowie bei Asylbewerberleistungsberechtigten gespart
werden solle, Er verweist insoweit auf den der Stadtverwaltung erteilten Auftrag.

Dr. Bernhauser weist darauf hin, dass unter TOP 8 bereits im Beratungsverlauf
entschieden wurde, den Antrag, ob es einen irgendwie gearteten Löwenpass gebe,
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den Haushaltsplanberatungen vorzubehalien. Herr Tschorny habe selbst über Satz
l des Beschlussvorschlages zu TOP 8 mit abgestimmt. Insofern seı der Antrag
bereits behandelt.

Die Vorsitzende stimmt diesen Ausführungen zu.
Herr Tschorny führt aus, eine Zustimmung zu Satz ! bedeute nicht, dass die
übrigen Punkte nur unter Haushaltsgesichtspunkten abgestimmt werden sollten.
Die Vorsitzende macht darauf aufmerksam, Herr Tschorny habe ausreichend
Gelegenheit gehabt, den Antrag unter TOP 8 zu stellen. Auch Herr Waldschmidt
bringt sein Unverständnis zu dem Beitrag von Herın Tschorny zum Ausdruck. Die

Vorsitzende weist Herrn Tschorny aufdie Möglichkeiten hin, den Antrag erneut
im Haupt- und Finanzausschuss zu stellen. In der heutigen Sitzung sei bereits
entschieden worden.

Bergisch Gladbach, den 23.04.12

Für die Richtigkeit:

Schriftführung
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FDP 3 FRAKTION IM RAT DER
ErtlT2) STADT BERGISCH GLADBACH

Anderungsvorschläge zum Entwurf

des Doppelhaushalt 2012/13

Anderungen in Teilplänen:

040.410 Kulturförderung

Zusätzliche Förderung der freien Kultur +3.000 €

005.500 Hilfe für Menschen in Notlagen

Durchführung einer kommunalen Armutskonferenz zur örtlichen Bedarfsermittlung, +15.000 €

Mittel zur Abdeckung sozialer Ergänzungsmaßnahmen

005.520 Seniorenbegegnungsstätten

Rücknahme Kürzungsbeschluss +60.000 €

013.770 Stadtgrün

Spielplatzpflege: Erhöhung des Ansatzes auf 100.000 €,

verbunden mit dem Auftrag, im JHA den Spielplatzbedarf im Stadtgebiet zu überprüfen

sowie vermehrt Spielplatz(pflege)patenschaften aus der Bürgerschaft zu suchen + 55.000 €

Summe Haushaltsverschlechterung + 133.000 €

Deckungsvorschlag Einführung einer Zweitwohnungssteuer -150.000 €

Diese Maßnahme ist als zusätzliche dauerhafte Ergebnisverbesserung mit den gesamten
voraussichtlichen Nettoeinnahmen in das HSK aufzunehmen

damit Haushaltsverbesserung -17.000 €

Vorschläge für Präzisierung der HSK-Maßnahme:

Standortschließung Schule

1. Reuterstr., 2. Kleefeld, 3. Ahornweg, 4. OH-Schulzentrum

Die Verwaltung wird beauftragt, diese Priorisierung sowie die weiteren formalen Notwendigkeiten,

wie von der Bezirksregierung gefordert, auszuarbeiten und entsprechend zu ergänzen

Sperrvermerke mit Aufträgen an Verwaltung:

1 77512302 Erweiterung Friedhof Herkenrath

Sperrvermerk 50.000 € mit der Maßgabe, die Erweiterung kritisch zu überprüfen und vorher das 20

Jahre alte Friedhofskonzept unter Einbeziehung aller städtischer, kirchlicher und privater Friedhöfe

fortzuschreiben. Aufhebung des Sperrvermerks im UKV durch Beschluss.

Konrad-Adenauer-Platz 1 CDU-Fraktion Tel. (0 22 02) 14-22 18 buero@cdu-gl-fraktion.de

51465 Bergisch Gladbach FDP-Fraktion Tel. (0 22 02) 14-23 14 fraktion@fdp-bergisch-gladbach.de
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Investitionsliste für Kunstrasenplätze Stadion + Refrath

Einstellen in Haushalt, aber Sperrvermerk bis zur endgültigen politischen Entscheidung. Aufhebung
der Sperrvermerk durch entsprechende politische Beschlüsse.

Anderungen in der Investitionsliste:

Investitionsmitteln zur Öffnung der Fußgängerzone Bensherg
Bereitstellung von Investitionsmitteln im Haushalt 2012/2013 mit Sperrvermerk,
der durch Maßnahmenbeschluss im zuständigen Ausschuss aufgehoben wird. +65.000 €
Gegenfinanzierung durch Reduzierung des Ansatzes in 182333008 7851000

Baukosten Jugend- und Sozialhäuser -65.000 €

Umbenennung des Titels 8233 3549 785 1000 „Generalsanierung Saaler Mühle“ in „sanlerung
weiterführende Schulen“

Begründung: Da wir noch keinen Beschluss im Bezug auf die HSK-Maßnahme „standortschließung
Schule“ getroffen haben, können diese Investivmittel damit für die Sanierung des beizubehaltenden
Standorts verwendet werden, wo diese am dringendsten sind.

Weitere Prüfaufträge:

061.010 Gleichstellung

Reduzierung Personal auf gesetzliches Mindestmaß = Reduzierung Personalkosten

Prüfauftrag an die Verwaltung für eine Organisations- und Produktuntersuchung
Verwaltung soll Angebote einholen für eine Organisations- und Produktuntersuchung der
Stadtverwaltung mit externer Steuerung und Moderation. Erfahrungen Dritter, z.B. der vom Kreis
kürzlich durchgeführten Untersuchung, sind einzubeziehen.

Prüfauftrag Stelle Bundeskinderschutzgesetz mit Sperrvermerk

Es soli geprüft werden, ob statt zwei Stellen vorerst nur eine Stelle zur Umsetzung und lokalen
Konzepterarbeitung eingesetzt werden. Abschließende Beratung im zuständigen Fachausschuss

Prüfauftrag Stelle Emission und Lärmschutz mit Sperrvermerk

Es soil geprüft werden, ob diese neue Stelle für die Stadt gem. Konnexität Kosten versursacht und
wer diese letztlich trägt.

Bergisch Gladbach, 21.03.2012

Peter Mömkes Br. Reimer Fischer

CDU-Fraktionsvorsitzender FDP-Fraktionsvorsitzender

und Fraktionsmitglieder und Fraktionsmitglieder
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Bergisch Gladbach, 20.03.2012 =
Günter Ziffus, Fraktionsvorsitzender der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN | |
im Rat der Stadt Bergisch Gladbach |

|

A. Liste der vonunserarbeiteten Wünsche zum HH-Rntwurl =
2012.2013und zum HSKvom19,032012: u.

Nr Thema HB-Stelle HH-Seite Änderungswunsch u. Belastung |

A. Verschlechterungen M |— = I:

A, 185: Kein Abbau 5.520. 9.295 3912:-60.090. € | |
. der Seniorenbetreuung 2913£: .53.000.€ i

2. EB S: Löwenpass 5.339.000 8.75 320912. 8:-30,000€ Wi

3 „Förderung der freien 040.410 2912.8.:,3.000.€ | M
Kulturszene: Ei

# Wilfe fir Menschen 005.500 20328 -15.000€ u
in Notlagen :

(Armutskonferenz) io

5. Stadtgrin: Mehr ° 013.770 2019. $.: 55.008. € |;
Geld für Spiel- I:
platzpflege u.

TELVerschlechlerungen sesamtab20 LE u

| B.Verbesserungen =
6.  . Öffnung da VGZ 201245.88,000€ | Ä

Bensberg . =

BB. 2913: 4.209.000 € 5
Keine 15 Freiminuten beim Parken |

‚ Schranken an den abgetr. Parkplätzen. ;

8. Abschlag des RBK wg. Senkung der 2ER M
LY-Umläge (2012)/ Senkung der .
Kreisumlage (ab 2013) Hi

9. Zwejtwohnungssteuer: 2812.8:r135.008.8 |
10.  Hotelsteuer 2032,8:.+.100,908 € if



11. Gewerbesteuer + 10 %-Pkt. 2012 £.+300.090.€ \
12. Grundsteuer +10 %-Pkt. 20722.3 400.000€ |w

13. Maximal 61 Frak- 20125.5.6.508€ |
tonssitzungen für RM .
(Beschluss von 5 Pr-mitgl, I
d. Grüren bej 4 Gegenst, |
u. 3 Enth.u, I Abwes,) :

©. Bilanz der Verschlechterungenund der | =
Verbesserungen ab2012: 20312 84.4 2,243, 500.€ =

Vorteiledieser Lösungen: ih
Beim HSK der vom BM vorgeschlagenen Lösung steigen die Kassenkredite von 100 Mio € |
bis 2019 aufdann 154 Mio €. Byst dann beginnt. der Abbau um ca. 18 Mio €. aufdann 136 =Mio € im Jahr 2022. Ein ausgeglichener Gesamthaushalt liegt erst 2022 vor. ;

_ Bei den von uns vorgeschlagenen Verbesserungen steigen die Kassenkredite nur bis 2017 um35 Mio € auf dann 135 Mio €, Danach beginnt deren Abbau um 25 Mio € auf dann
110Mio €, Das heißt, wir beginnen bereits 2018 mit dem Schuldenabbau.und haben eb ca. '202021 einen ausgeglichenen Haushalt, ;

D,Ergänzende HSK-Malnalı merlAch 30138 - | i
1% FB 4 und FB ®: Damitentfallen ca. 4,5 Mio€ uEinfügung der an Kosten im Kem-HH ab 2015, |:

Kulturbetiiebe Stattdessen erhält der VB 8 :
in einen Stadt- 4,5 Mio € mehr an kostendecken- ;
beinieb der Miete |

3 PB 4: Keine Bin- 4.4001) 2018.8:.900:090.€ £ i
sparung eines |
Schulstandortes =

a, EB 4: Kein Abbau 4400.35 20188: 40.098€. |
d. Schulbibliotheken . Bis 2022 120,000.€ |

5, EB 4: Kein Abbau. 4400.14 3916 81.35.0008, | |d. Bibi. Paffi Bis2019 1: 133,000€ ul
Mit freundlichen Grüßen |

G, Ziffus |
| —



FB 5.10 (Hr. Fedder)

Auszug aus der Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses am 22.03.2012 - öffentlicher Teil

11. Haushalt 2012/2013 und Hlaushaltssicherungskonzept 2012 - 2022
0161/2012

Herr Mumdey erläutert, die Verwaltung habe die Fragen, die einige Fraktionen in den

vergangenen Tagen an die Verwaltung gerichtet hätten, soweit möglich schriftlich
beantwortet. Er bittet die Fraktionen, sich in Falle weiterer Informatioasbedarfe direkt an die

Verwaltung zu wenden. Daraufhin verteilt Herr Mumdey die schriftlichen Antworten der

Verwaltung an die Fraktionsvorsitzenden. Er weist ergänzend darauf hin, dass in der

Berechnung des Haushaltsausgleiches für das Haushaltsjahr 2022 die fmanziellen Folgen der

Anträge der Fraktionen zum Haushalt 2012/2013 sowie der sich eventuell ergebende

vergleichsweise hohe Tarifabschluss für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst bisher nicht
berücksichtigt seien. Er sei jedoch zuversichtlich, dass der Haushaltsausgleich für das

Haushaltsjahr 2022 dennoch dargestellt werden könne.

Herr Dr. Fischer zieht den Antrag der FDP-Fraktion (Vorlage Nr. 0162/2012/1) vor dem

Hintergrund der Stellungnahme des Bürgermeisters in der Vorlage zurück und verweist an
Stelle dieses zurückgezogenen Antrages auf den - den Sachantrag vom 21.03.2012
ergänzenden — gemeinsamen Sachantrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion vom
22.03.2012 zum Haushalt 2012/2013.

Herr Santillän beantragt für die Fraktion DIE LINKE/BIBB die Aufnahme des Punktes

„Löwenpass“ in die Produktgruppe 005.500 und eine Erhöhung des Mittelansatzes der
Produktgruppe um 60.000,- EUR zur Finanzierung des „Löwenpasses‘ im Haushalt
2012/72013.

Herr Urbach fragt, ob die Fraktion DIE LINKEJ/BIBB wie verabredet einen

Deckungsvorschlag unterbreite.

Dies wird von Herrn Santillän unter Hinweis auf eine fehlende Verpflichtung verneint.
Allerdings könnten im Kulturhaushalt die Mittel für die Villa Zanders oder die Zuschüsse

zam Karneval teilweise gestrichen oder der Stadtentwicklungsbeirieb aufgelöst werden. Die
Ermittlung von Deckungsmöglichkeiten sei Aufgabe der Verwaltung.

Herr Kleine erläutert, in der Haushaltssatzung werde nicht das konkrete Kalenderjahr des

Haushaltsausgleiches bezeichnet, sondern nur darauf hingewiesen, dass dieser nach dem

Haushalissicherungskonzept innerhalb des Zeitraumes von zehn Jahren wieder hergestellt

werden Könne. Er fragt, ob und wie die Verwaltung den Beschluss zur Deckelung des
Personalaufwandes vom 25.03.2010 einhalten werde. Im Jahresabschluss 2009 werde der

Personalaufwand mit 39,85 Mio. EUR beziffert; der Ansatz für das Haushaltsjahr 2012

belaufe sich jedoch auf 48,804 Mio. EUR und bis zum Jahr 2022 werde eine weitere

Steigerung um rund 8% prognostiziert. Er rechne jedoch bereits im laufenden Jahr auf Grund
des anstehenden Taxifabschlusses mit einer immensen Erhöhung des Personalaufwandes, dem

man wahrscheinlich nur durch Personalabbau entgegen treten könne. Zudem habe die

Verwaltung dem Rat im Rahmen des Doppelhaushaltes 2012/2013 keinen Siellenplan für das
Haushaltsjahr 2013 vorgelegt. Der Stellenplan sei jedoch gesetzlicher Bestandteil der
Haushaltssatzung. Er fragt, ob ein Beschluss des Doppelhaushalies 2012/2013 vor diesem

Hintergrund rechtmäßig wäre und bittet außerdem um Auskunft, wie die Darstellung der
Verwaltung zu verstehen sei, die „Differenz [werde] wegen des Deckelungsbeschlusses auf
beeinflussbare Konten bezogen“. Diese Einschränkung sei vom Rat im Rahmen des von



CDU-Fraktion und FDP-Fraktion beantragten Deckelungsbeschhusses nicht beschlossen
worden.

Herr Schäfer antwortet, die Verwaltung werde den Hinweis bezüglich der Benennung des
konkreten Haushaltsjahres, in dem der Haushaltsausgleich hergestellt werden Könne, in der
Haushaltssatzung berücksichtigen. Herr Wilhelm ergänzt, der mit der Vorlage Nr. 0521/2011
vorgelegte Stellenplan sei ein Doppelstellenplan für die Haushaltsjahre 2012 und 2033. In der
Vorlage werde ein Nachtragstellenplan für das Haushaltsjahr 2013 angekündigt.

Herr Kleine enigegnet, die bezeichnete Vorlage „Entwurf des Stellenplans für das
Haushaltsjahr 2012/2013“ beziehe sich zwar in ihrer Bezeichnung, aber nicht inhaltlich

differenziert auf das Haushaltsjahr 2013. Dies gelte auch bezüglich der Verteilung des
Personalaufwandes für das Haushaltsjahr 2013 auf die einzelnen Produktbereiche im Entwurf
des Hauhaltsplanes. Damit stünden dem Rat für das Haushaltsjahr 2013 keine konkreten

Daten bezüglich des Personalaufwandes zur Verfügung.

Herr Wilhelm antwortet ergänzend, nicht beeinflussbar seien die Konten „Beihilfen“ und

„Pensionsrückstellungen“. Der Deckelungsbeschluss sei in Bezug auf den
Gesamtpersonalaufwand umgesetzt worden, wobei festgelegt worden sei, die nicht

beeinflussbaren Konten auf Grund fehlender Steuerungsmöglichkeiten außen vor zu lassen.

Herr Urbach ergänzt, die Verwaltung werde die Einschätzung bezüglich des Stelleplans für
das Haushaltsjahres 2013 überprüfen. Es sei damit zu rechnen, dass für das Haushaltsjahr
2013 ein Nachtragstellenplan vorgelegt werde.

Herr Dr. Baeumle-Courth erläutert, es sei politisch brisant, dass mit dem

Hlaushaltsplanentwurf Sportplatzsanierungen in siebenstelliger Höhe -— und damit in mit der

für die kurzfristigen Schulsanierungen benötigten Mittel vergleichbaren Höhe —

vorgeschlagen würden. Es sei abschbar, dass der Rat hier irgendwann eine Priorisierung

vomehmen müsse. Er fragt, ob die bisherigen Möglichkeiten der Alexiblen Nutzung des

Stadions auch nach der Verlegung des Kunstrasens für den TV Herkenrath und andere

Sportvereine sichergestellt seien. Bezüglich der unter Tagesordnungspunkt A 8 von Herm

Nageischmidt angeführten Sperrvermerke für Stellen bittet er um eine zügige Prüfung der

Sachverhalte, damit diese Einsparmöglichkeiten im gegebenen Fall noch im Haushaltsjahr
2012 umgesetzt werden können. In den gemeinsamen Anträgen der CDU-Fraktion und der

FDP-Fraktion könne er nicht die notwendige Priorisierung bei der Schließung eines

Schuistandories erkennen. Eine solche müsse der Rat jedoch mit seinem Haushaltsbeschiuss

unter konkreter Benennung des potentiellen Einsparbetrages jeder Möglichkeit beschließen.
In Haushaltssicherungskonzept dürfe dann nach seinem Verständnis nur der kleinste der

möglichen Einsparbeträge berücksichtigt werden. Er fragt, ob die Verwaltung diese Zahlen
bis zur Sitzung des Rates ermitteln und vorlegen könne, Die ersten vier Punkte des
gemeinsamen Antrages der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion vom 21.03.2012 könne die
Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN mittragen. Er sei jedoch skeptisch, dass mittels des
Deckungsvorschlages „Einführung einer Zweitwohnungssteuer“ derartig hohe Einnahmen
erwirtschaftet werden könnten, Es sei zu kritisieren, dass eine moderate Erhöhung der

Gewerbesteuerhebesatzes mit dem Antrag nicht vorgeschlagen werde. Einer Bereitstellung
von Investitionsmitteln mit Sperrvermerk für die Öffnung der Fußgängerzone Bensberg werde
sich die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN nicht anschließen.

Herr Mumdey antwortet, die Verwaltung beabsichtige, den Ratsmitgliedern zur Finanzierung
der Maßnahme Kunstrasen Stadion zur Ratssitzung eine andere Deckungsmöglichkeit



vorzuschlagen. Für das „Gebäude Fachbereich 5“ würden im Haushaltsjahr 2012 sicherlich
nicht 1,8 Mio. EUR benötigt, weshalb aus diesen Mitteln die Deckung erfolgen könnte. Damit
könnte der ursprüngliche Ansatz „Baukosten Schulen allgemein“ für 2012 in voller Höhe
erhalten bleiben. Bezüglich der künftigen Nutzung des Stadions seien andere Maßstäbe
anzusetzen als bezüglich der Nutzung der Kunstrasen-Sportplätze Bensberg, Herkenrath und
Refrath, deren Sanierung unter erheblichen Eigenleistungen der Vereine erfolgt sei, Für die
Sanierung des Stadions erbringe nämlich kein Verein nennenswerte Eigenleistungen, so dass
diese Einrichtung in städtischer Hand verbleibe, womit auch die Stadt die Vergabe der
Nutzung dieser Flächen an interessierte Vereine regle. Bezüglich der für eine Schließung in
Prage kommenden Schulstandorte werde die Verwaltung bis zur Sitzung des Rates eine
vergleichbare Darstellung der Kostensituation der vier in dem Antrag benannten Standorte
erstelfen.

Herr Schäfer ergänzt bezüglich der beantragten Einführung einer Zweitwohnungssteuer, die
CDU-Fraktion habe sich vor der Antragstellung bei der Verwaltung über die finanziellen
Auswirkungen der Einführung einer Zweitwohnungssteuer erkundigt. In dem benannten,
realistisch erwartbaren Betrag in Höhe von 150.000,- EUR habe die Verwaltung nicht nur die
Einnahmen aus Zweitwohnungssteuer, sondern auch die zu erwartenden höheren

Zuweisungen (Schlüsselzuweisungen, Einkommensteueranteil etc.) wegen Ummeldung von
Nebenwohnsitzen zu Hauptwohnsitzen durch die künftigen Steuerpflichtigen berücksichtigt.
Auch der enstehende zusätzliche Personal- und IT-Aufwand sei in diese Berechnung
eingeflossen, Im Falle eines Beschlusses werde die Verwaltung einen Satzungsentwurf
erstellen und den zu beteiligenden Gremien im Herbst 2012 vorlegen, so dass die Satzung im
Falle eines Beschlusses zum 01.01.2013 in Kraft treten könnte. Dies würde in Anbetracht des

gemeinsamen Antrages vom 21.03.2012 im Haushaltsjahr 2012 zwar zu einer Deckungslücke
führen, wäre jedoch unproblematisch in Bezug auf die zehnjährige Finanzplanung und den
Haushaltsausgleich im Haushaltsjahr 2022.

Herr Dr, Baeumle-Courth bittet um nähere Darstellung der finanziellen Auswirkungen der
Einführung einer Zweitwohnungssteuer, insbesondere der Anzahl der Steuerpflichtigen, der
zu erwartenden Wohnsitz-Ummeldungen und des Verwaltungsaufwandes.

Herr Schäfer antwortet, die Verwaltung sei von 300 Steuerfällen mit Binnahmen in Höhe von

75.000,- EUR, 150 Fällen von Ummeldungen vom Neben- zum Hauptwohnsitz sowie IT- und
Personalaufwand (Innen- und Außendienstarbeit) in Höhe von 54.000,- EUR ausgegangen.
Aus diesen Grundlagen resultiere die erwartbare „Netto-Rinnahme“ in Höhe von 150.000,-
BUR.

Herr Dr. Fischer fragt, ob die Mindereinnahmen aus Schlüsselzuweisungen bzw.
Schulpauschalen durch die zurückgehenden Schülerzahlen bei der Berechnung des
Haushaltsausgleichs für das Jahr 2022 berücksichtigt worden seien und wenn nicht, ob dies
nachgeholt werden könne, Zudem fragt er, ob es zutreffe, dass der Rheinisch-Bergische Kreis
eine Rückzahlung an die Stadt Bergisch Gladbach in Höhe von 406.000,- EUR beschlossen

habe und ob dies im Haushalt berücksichtigt worden sei. Herr Dr. Fischer fragt weiter, ob die
Änderungsliste positive oder negative Haushaltssicherungskonzept-Elemente enthalte, Es sei
aufgefallen, dass das Defizit des Haushaltsjahres 2012 sich unter Berücksichtigung der
Änderungsliste seit der Einbringung des Haushaltsplanentwurfes um ca. 900.000,- EUR
verringere, um dann laut Änderungsliste im Haushaltsjahr 2013 wiederum um 250.000,- EUR
anzusteigen. Diesen Widerspruch habe er nicht ergründen können, es sei aber ersichtlich, dass
eine erhebliche Mehrung bei den Sachkosten der Sportstätten im Ergebnisplan eingestellt
worden sei. Diese würden in der Änderungsliste mit 211.000,- EUR im Haushaltsjahr 2012



und mit 468.000,- EUR im Haushaltsjahr 2013 beziffert und könnten nicht aus den geplanten
Investitionen resultieren. Für den Korridor freiwilliger Leistungen werde ein Defizit in Höhe
von 220.000,- EUR oberhalb von 5 Mio. EUR bis zum Haushaltsjahr 2014 benannt. Er fragt,

ob die Verwaltung bereits geplant habe, an welchen Stellen diese 220.000,- EUR zusätzlich
eingespart werden könnten, falls das Haushaltssicherungskonzept nicht genehmigt werde.
Außerdem bittet er um Auskunft, inwieweit die vergleichsweise niedrigen Entgelte der
Stadtbücherei für Ausleihungen von z.B. DVDs oder CDs dem Preisniveau kommeizieller
Anbieter angenähert werden könnten. Es sei des Weiteren nicht ersichtlich, warum die

Kreisumlage trotz der Änderungen bezüglich der Finanzierung der Grundsicherung —
Erhöhung des Finanzierungsanteils des Bundes bei gleichzeitiger Entlastung des Kreises -—-

steige. Des Weiteren lasse sich in Kenntnis der Schlüsselzuweisungs- und

Schulpauschalanteile pro Schüler leicht errechnen, dass jeder der ca. 1.800 auswärtigen

schüler in den Sekundarstufen Lund I an Bergisch Gladbacher Schulen einen Nettoaufwand

in Höhe von ca. 1.200,- EUR bis 1.300,- EUR zu Lasten der Stadt Bergisch Gladbach

verursache. Auch unter Abzug der Zahl der Schüler aus Bergisch Gladbach, die Schulen in

anderen Kommunen besuchen, ergebe sich damit immer noch ein Gesamtaufwand von ca. 1,5

Mio. EUR zu Lasten der Stadt Bergisch Gladbach. Er habe erfahren, dass die Möglichkeit

bestehe, mit den umliegenden Kommunen auf freiwilliger Basis vertragliche Vereinbarungen
über zumindest einen Teilausgleich dieses Defizites abzuschließen. Er fragt, wie die
Verwaltung diese Möglichkeit beurteile. Aus seiner Sicht könne die Stadt Bergisch Gladbach
auf den Abschluss derartiger Verträge hinwirken. Er erwarte nicht, dass alle Fragen in der
heutigen Sitzung oder bis zur Ratsitzung beantwortet würden. Diese sollten aber zu gegebener
Zeit Berücksichtigung finden.

Herr Mumdey antwortet, das Berechnungsverfahren zur Fortschreibung der

Schlüsselzuweisungen für den Zeitraum des Haushaltssicherungskonzeptes der folgenden
zehn Jahre sei vorgeschrieben und einzuhalten. Dieses Verfahren habe er bereits dargestellt.
Bezüglich der Sportstätten sei die Sanierung der Tartanbahn nicht als Investition, sondern als
Aufwand zu verbuchen.

Herr Dr. Fischer bemerkt dazu ergänzend, nach seiner Kenntnis liege dieser Aufwand bei ca.
130.000,- EUR, nicht. aber bei 600.000,- EUR. bis 700.000,- BUR.

Herr Mumdey antwortet, die Verwaltung werde dies prüfen, Die Höhe und die Berechnung
der Kreisumlage habe er selbst bereits häufiger kritisiert, bezweifle aber, dass sich die

politische Mehrheit aus CDU und FDP im Kreistag, in dessen Entscheidungskompetenz die
Höhe der Kreisumlage falle, davon beeinflussen lasse. Bezüglich der Schülerzahlen antwortet

Herr Murmdey, es gebe Fälle, in denen die Stadt Bergisch Gladbach verpflichtet sei,
auswärtige Schüler an Bergisch Gladbacher Schulen aufzunehmen. Dies gelte z.B. für die

Beschulung von Schülern aus Kürten am Gymnasium Ferkenrath. Die Stadt Bergisch

Gladbach habe keine Möglichkeit, die Gemeinde Kürten diesbezüglich zu

Ausgleichszahlungen zu verpflichten und er habe Zweifel, dass diese von der Überschuldung
bedrohte Gemeinde bereit wäre, eine freiwillige Vereinbarung abzuschließen. Die weiteren, in

der heutigen Sitzung nicht beantwortbaren Fragen werde die Verwaltung schriftlich
beantworten.

Herr Dr. Fischer weist darauf hin, dass andere Städte derartige freiwillige Vereinbarungen

abgeschlossen hätten, was er zum Anlass habe nehmen wollen, der Verwaltung eimen
entsprechenden Anstoß zu geben,



Herr Urbach antwortet, die vergleichsweise niedrigen Entgelte der Stadtbücherei für den
Verleih sog. „Neuer Medien“ würden auch der Generierung neuer Kunden dienen. Dem
Vorschlag, der bezeichneten Problematik des „Schülersaldos“ durch den Abschluss von

Vereinbarungen entgegen zu wirken, stünden einige Kommunen insbesondere in Bezug auf
die künftige Schulentwicklung aufgeschlossen gegenüber, andere in Anbetracht ihrer eigenen
Haushaltssituation wiederum abichnend. Eine gesetzliche Regelung für einen solchen
Ausgleich habe die Mehrheit aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN im Landtag jedoch
nicht installiert.

Herr Waldschmidt erläutert, die Schließung eines großen Schulstandortes sei mit einem
aufgeführten Einsparvolumen in Höhe von 900.000,- BÜR bzw. in den Folgejahren 925.000,-
EUR nach wie vor zentraler Bestandteil des Haushaltssicherungskonzepies, obwohl der
Ausschuss für Bildung, Kultur, Schule und Sport die Beratung dieser Frage in der
vergangenen Sitzung vertagt habe, Auch der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und
FDP-Fraktion vom 21.03.2012 sche eine Schulstandortschließung vor. Es erfolge dazu eine
Priorisierung in der Reihenfolge „1. Reuterstraße, 2. Kleefeld, 3. Ahornweg, 4. OH-
Schulzentrum“. Damit widersprächen die CDU-Fraktion und die FDP-Fraktion ihrem eigenen
Abstimmungsverhalten in der Sitzung des Ausschusses für Bildun g, Kultur, Schule und Sport,
Durch den Beschluss des Haushaltes und des Haushaltssicherungskonzeptes werde die
Entscheidung über eine Schulstandortschließung vorweggenommen, weshalb die SPD-
Fraktion beantrage, dass der Rat den Beschluss über den Haushalt 2012/2013 und das

Haushaltssicherungskonzept 2012 bis 2022 vertagen möge, bis die Schulfrage geklärt oder ein
anderer Weg zur Erreichung der Haushaltskonsolidierung im Haushaltssicherungskonzept
gefunden sei,

Herr Nagelschmidt dankt der Verwaltung für die gute Zusammenarbeit im Zusammenhang
mit den Haushaltsberatungen. Die CDU-Fraktion fühle sich durch die Verwaltung schr gut
beraten und informiert. Die SPD-Fraktion jedoch habe sich wieder in Fundamentalopposition
begeben und keinerlei Änderungsanträge zum Haushalt gestellt. Nun habe die SPD-Fraktion
eine Möglichkeit gefunden, ihre Zustimmung zum Haushalt zu verweigern und durch ihre
Gespräche mit der Bezirksregierung „Sand ins Getriebe gestreut“. Der Rat werde den
Haushalt in der Sitzung am 29.03.2012 beschließen und auch bezüglich der Schulen eine
Entscheidungtreffen. Die beantragten Prüfaufträge und Spersvermerke bezüglich zweier
Stellen „Bundeskindergeldschutzgesetz“ sowie „Emission und Lärmschutz“ seien eine

Reaktion auf die neu übertragenen Aufgaben durch den Bund ohne angemessenen finanziellen
Ausgleich, Bezüglich der Einschätzung von Herrn Dr. Baeumle-Courth zur Höhe der
Investitionen Sanierung Schulen im Vergleich mit der Höhe der Investitionen Sanierung
Sportplätze sei zu unterscheiden, ob Betriebskosten in Höhe von | Mio. EUR jährlich
eingespart oder einmalig ] Mio. EUR in die Sanierung des Stadions investiert würden. Auf
Grund der bereits erwähnten Vorstöße der SPD bei der Bezirksregierung müsse die Stadt
Bergisch Gladbach Präzisierungen bezüglich der Haushaltssicherungskonzeptmaßnahme
„Schließung eines Schulstandortes“ vornehmen. Dem seien CDU-Fraktion und FDP-Fraktion

mit ihrem Antrag nachgekommen. Durch die beantragte Einführung einer
Zweitwohnungssteuer, die als Haushaltssicherungskonzeptmaßnahme sicherlich
genehmigungsfähig wäre, würde zudem Spielraum in Höhe von 150.000,- EUR geschaffen
für den möglichen Fall, dass durch die Schließung eines der vier Schulstandorte die erwartete
Einsparung eventuell nicht in voller Höhe erzielt werden könne. Eine Erhöhung des
Gewerbesteuerhebesatzes schließe die CDU-Fraktion für den Haushalt 2032/2013 aus.

Herr Urbach erläutert, auch nach der Aufstellung eines genehmigungsfähigen
Haushaltssicherungskonzeptes und der Genehmigung desselben durch die Kommunalaufsicht



werde sich die Stadt Bergisch Gladbach eine Selbstbindung auferlegen, dürfe jedoch
langfristige Investitionskredite in Höhe der Kreditilgungen -- ohne 1/3- Abzug - in dem
betreffenden Haushaltsjahr aufnehmen. Damit entstünde der benötigte Handlungsspielraum
für die Investitionen in eine Sanierung eines großen Schulstandortes. Herr Urbach bittet Herrn
Mumdey um Darstellung dessen, was mit der oberen Kommunalaufsicht kommuniziert
worden sei.

Herr Munmdey führt aus, seine Anfrage an die Bezirksregierung sei nur deshalb erfolgt, weil
der Inhalt eines zehnjährigen Haushaltssicherungskonzeptes nicht mit dem Rheinisch-
Bergischen Kreis allein abgestimmt werden könne, sondern im Innenverhältnis zwischen

Kreis und Bezirksregierung der Zustimmung der Bezirksregierung bedürfe. Dies sei ihm vom
Rheinisch-Bergischen Kreis bestätigt worden, Es sei seine Aufgabe als Kämmerer, die
rechtlichen Rahmenbedingungen aufzuklären. In den Richtlinien zur Aufstellung eines
zchnjährigen Haushaltssicherungskonzeptes sei dargelegt, dass die Maßnahmen finanziell und
temporär eindeutig zu bestimmen seien. Die Verwaltung habe demgemäß dem Rat den
Entwurf eines Haushaltssicherungskonzeptes sowie einen Vorschlag zur Schulentwicklung
Sekundarstufen unter eindeutiger finanzieller und temporärer Bestimmung der Maßnahmen
vorgelegt. Der Ausschuss für Bildung, Kultur, Schule und Sport habe die Beratung in dieser
Angelegenheit jedoch vertagt. Wenn diese Festlegung aber nicht erfolge, genüge das
Haushaltssicherungskonzept seines Erachtens nicht den benannten Voraussetzungen. Aus
diesem Grunde habe er die Bezirksregierung diesbezüglich um Prüfung gebeten. Die Antwort
der Bezirksregierung laute wie folgt: „Sehr geehrter Herr Muimdey, 1. eine Maßnahme kann
als Konsolidierungsmaßnahme im Haushaltssicherungskonzept nur anerkannt werden, wenn
sie konkret und unbedingt beschlossen wird, der Konsolidierungsbeirag genannt wird und der
Zeitpunkt, wann die positiven Auswirkungen auf den Haushalt beginnen, also, wann die
Maßnahme konkret umgesetzt wird. 2. Alternativen darf ich dann benennen, wenn für alle

Alternativen die oben genannten Voraussetzungen erfüllt sind und eine eindeutige
Reihenfolge festgelegt wird — also ‚wenn nicht Maßnahme A zum Zeitpunkt X, dann
Maßnahme B zum Zeitpunkt Y’ —- und in allen Varianten das Haushaltssicherungskonzept-
Zael erreicht wird, 3. Ein Zuwarten, bis etwas automatisch geschieht, ist nicht möglich, weil
das keine Konsolidierungsmaßnahme im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes wäre.“
Diese letzte Aussage beziehe sich auf seine Frage, ob es möglich wäre, den Rückgang der
Schülerzahlen abzuwarten, bis eine Schule mangels Anmeldungen geschlossen werden müsse.
Auf seine weitere Frage in Bezug auf die von der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
angeführte Möglichkeit einer Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B habe die
Bezirksregierung wie folgt geantwortet: „Die Grundsteuer B könnte auch schon früher

erhoben werden (möglichst früher Zeitpunkt) — sogar mit dem Effekt, dass die Erhöhung
niedriger ausfiele: Daher meines Rrachtens keine Alternative für eine nicht umgesetzte
schulschließung in 2016.“ Diese Antworten seien eindeutig.

Herr Hoffstadt weist darauf hin, auch CDU und FDP hätten in der Sitzung des Ausschusses
für Bildung, Kulter, Schule und Sport für eine Vertagung der Beratung gestimmt. Für die zur
Erreichung eines genehmigungsfähigen Haushaltssicherungskonzeptes benötigte konkrete
Entscheidung über eine Schulstandortschließung müsse die Verwaltung zudem Zahlen
vorlegen. In Anbetracht der benötigten Einsparungen in Höhe von 950.000,- EUR komme
aber offensichtlich nur eine Schließung oder Verlegung des Standortes des Nicolaus-Cusanus-
Gymnasiums in Betracht. CDU-Fraktion und FDP-Fraktion betrieben demnach ein „falsches

Spiel“, Der Vertagungsantrag der SPD-Fraktion mit dem Ziel der Erreichung einer soliden
Entscheidungsgrundlage habe daher mit „Fundamentalopposition“ nichts zu fun. Die
Verwaltung habe es offenbar auch in der Informationsveranstaltung am 20.03.2012 nicht
geschafft, die Bürger zu überzeugen. Es sei in der Stadt ein „Schulkrieg“ entstanden, und



Bürgermeister und CDU-Fraktion wollten nun „mit dem Kopf durch die Wand“. Diesen Weg
werde die SPD-Fraktion nicht mitgehen.

Herr Ürbach verweist auf die Ausführungen des Kämmerers über die einzuhaltenden

Vorgaben.

Herr Hoffstadt entgegnet, in der Informationsveranstaltung hätten namhafte

Verwaltungsmitglieder die anwesenden Bürgern offensichtlich beschimpft und ihnen die

Kompetenz abgesprochen.

Herr Urbach widerspricht dieser Aussage und ruft Herrn Hoffstadt zur Sache.

Herr Santillän bittet unter Bezugnahme auf die Fragen von Herin Dr. Fischer um nähere

Auskunft bezüglich der Änderungen der Finanzierung der Grundsicherung — Erhöhung des
Finanzierungsanteils des Bundes bezüglich der Kosten der Unterkunft bei gleichzeitiger

Entlastung des Kreises. Dies betreffe nicht nur Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II,

sondern auch Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch XI. Er fragt, inwieweit dies im

Haushaltsentwurf berücksichtigt sei und wie sich dies weiter entwickeln werde. Der

gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion umfasse auch die Bereitstellung
von Mitteln zur Durchführung einer kommunalen Armuiskonferenz. Die Fraktion DIE

WINKE/BIBB habe bereits gefordert, einen Armutsbericht vorzulegen, was jedoch unter
Hinweis auf hohe Kosten abgelehnt worden sei, Die Fraktion DIE LINKE./BIBB befürworte

den Antrag zur Durchführung einer Armutskonferenz, habe jedoch den Eindruck, dass dies
nur dazu dienen solle, die von der Fraktion DIE LINKE./BIBB beantragte Bereitstellung von
dringend benötigten Mitteln in Höhe von 60.000,- EUR. für den „Löwenpass“ zu verzögern
oder ganz zu verhindern. Die Einführung einer Zweitwohnungssteuer werde die Fraktion DIE
LINKE/BIBB nicht mittragen, da davon wiederum vor Allem Geringverdiener — wie
Studierende und Auszubildende - und sozial Schwache betroffen wären. Es sei zudem

interessant, dass die Verwaltung bereits die aus der Einführung einer Zweitwohnungssteuer
voraussichtlich zu erzielenden Einnahmen für die CDU-Fraktion berechnet habe. Derartige
Anfragen anderer Fraktionen würden in der Regel nicht oder nicht ausführlich beantwortet.
Die von CDU-Fraktion und FDP-Fraktion beantragte Festlegung bezüglich der Reihenfolge
der Schließung eines Schulstandortes sei unsinnig. So seien die Räumlichkeiten der an dritter

Stelle vorgeschlagenen Schule Ahornweg erst vor einigen Jahren privatisiert worden und
häften als Begründung für den Vorschlag eines Umzuges des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums

hergehalten. Die Fraktion DIE LINKE/BIBB Iehne die Schließung eines Schulstandortes

genereli ab, weil alle Schulstandorte vor den Hintergründen „Gesamtschulen“ und „Inklusion“

auch künfüg gebraucht würden. Es gebe durchaus Alternativen für Einsparungen; dies sei eine
rein politische Entscheidung. Die Fraktion DIE LINKE./B{BB werde dem Vertagungsantrag
der SPD-Rraktion zustimmen.

Herr Dr. Baeumle-Courth entgegnet, es sci legitim, dass sich die CDU-Fraktion an die

Verwaltung gewendet habe, um ihren Vorschlag konkret prüfen und berechnen zu lassen,
denn damit würden Entscheidungsgrundlagen für die politischen Gremien geschaffen. Es sei
richtig, in diesem Jahr einen Doppelhaushalt zu beschließen, denn auch wenn dafür

Kompromisse eingegangen werden müssten, wären die Alternativen noch schlechter. Die

Frage der Schließung eines Schulstandortes sei nicht rein politischer Natur, sondern

vielschichtiger. Die Verwaltung sei diesbezüglich sicherlich nicht optimal vorgegangen. Die

Fraktion Bündnis 9/DIE GRÜNEN beantrage unter anderem eine moderate Anhebung des
Gebesatzes Grundsteuer B. Es solle nicht vergessen werden, dass ein ausgeglichener Haushalt
nicht das letzte Ziel sei, sondern der Abbau der Verschuldung. Herr Dr. Baeumle-Courth



verliest den dieser Niederschrift als Anlage beigefügten Sachantrag der Fraktion Bündnis

90/DIE GRÜNEN und bittet den Bürgermeister, die einzelnen Punkte separat zur
Abstimmung zu stellen.

Herr Dr. Fischer stellt auf die Ausführungen von Herrn Hoffstadt fest, dass die Verwaltung in
der Informationsveranstaltung Kompetenz bewiesen habe. Mit der Durchführung einer
Armutskonferenz solle eine örtliche Bedarfsermittlung vorgenommen werden, bevor weitere

Mittel für soziale Maßnahmen -— wie von der Fraktion DIE LINKE/BIBB bezüglich des

„löwenpasses“ beantragt - bereitgestellt würden. Die Einführung der Zweitwohnungssteuer

erachte die FDP-Fraktion nur zur Finanzierung sozialer Zwecke — Spielplatzpfiege,

Seniorenbegegnungsstätten und Armutskonferenz - für sinnvoll. Die notwendigen

Schulsanierungen seien nur im genehmigten Haushaltssicherungskonzept zu realisieren, und
eine Schulstandortschließung wegen sinkender Schülerzahlen sei der „Schlüssel“ zu cinem
genehmigungsfähigen Haushaltssicherungskonzept.

Herr Kraus entgegnet auf die Anträge der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, diese wolle im
Gegensatz zur CDU-Fraktion und FDP-Fraktion zur Erhöhung der Steuereinnahmen die

Bürger stärker belasten, anstatt die Ausgaben der Stadt zu reduzieren. In Anbetracht der
Fakten der demografischen Entwicklung und des geänderten Schulwahlverhaltens sei der
Vorschlag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion zur Schließung eines Schulstandortes der

sichtige Weg, ein genehmigungsfähiges Haushaltssicherungskonzept zu beschließen.

Herr Mömkes ergänzt, der „Löwenpass“ sei abgeschafft worden, weil die dafür
bereitgestellten Mittel nicht mehr abgerufen worden seien. Die CDU-Fraktion schlage vor, die
Vertreter der Kirchen, der Caritas, der Diakonie, der Tafel, des ASB und anderer zu einer

örtlichen Armutskonferenz einzuladen, um bisher unbekannte Bedarfe zu ermitteln. Die

beantragten Mittel in Höhe von 15.000,- EUR sollten nicht der Durchführung dieser

Konferenz dienen, sondern dazu, die sich aus den Erkenntnissen der Konferenz ergebenden
ersten notwendigen Linderungsmaßnahmen durchführen zu Können. Bezüglich der
notwendigen Schließung eines Schulstiandortes sei zur Kenntnis zu nehmen, dass keine

Schulschließung, sondern eine Schulstandortschließung beschlossen werden solle. Eine
konkrete Restlegung dazu solle nach dem Beschluss des Ausschusses für Bildung, Kultur,

schule und Sport im Sommer dieses Jahres erfolgen. Aus emotionalen Gründen wehre sich

jede Schule gegen eine Schließung ihres Standortes und gegen einen Umzug. Faktisch seien

aber von einer Standortschließung ausschließlich die Schüler der Jahrgänge betroffen, die
zum jetzigen Zeitpunkt die Klassen 5 und 6 besuchen würden. Vor diesem Hintergrund sei der
geäußerte Protest nach seiner Sinn- und Ernsthaftigkeit zu hinterfragen. Es habe sich in der

Informationsveranstaltung der Verwaltung gezeigt, dass trotz größter Bemühungen eine
sachliche Diskussion der Thematik nicht möglich sei; der Verwaltung sei diesbezüglich kein
Vorwurf zu machen.

Herr Hoffstadt erläutert, es dürften dennoch die Emotionen der Menschen nicht beiseite

geschoben werden. Es seien aber auch noch viele Sachfragen zu klären. So müsste in der
Schulentwicklungsplanung der durch Inklusion und Ganztagsschule entstehende Raumbedarf
berücksichtigt werden. Bezüglich des Antrages der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN frage
er sich, wie der Rat die Höhe der Landschafts- und Kreisumlage beeinflussen könne und

insbesondere auch, wie das dazu von der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN dargestellte
Einsparvolumen in Höhe von 400.000,- EUR berechnet worden sei. Dies gelte auch für die
prognostizierte Einnahme in Höhe von 700.000,- EUR durch Einführung einer Hotelsteuer
und andere Positionen. Der Antrag sei auch vor dem Hintergrund der beantragten Erhöhung
der Grund- und Gewerbesteuerhebesätze nicht verhandlungsfähig,



Herr Nagelschmidt ergänzt, auch die unter dem Buchstaben D) des Antrages dargestellten
Streichungen von Haushaltssicherungskonzeptmaßnahmen seien „abenteuerlich“. Dem
Antrag fehle es an Seriosität. Er fragt Herın Mumdey, ob es zutreffe, dass jeder der vier in

dem gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezeichneten

Schulstandorte bei einer Standortschließung jeweils realistisch die Voraussetzung
„Einsparung in Höhe von 925.000,- EUR“ für die Genehmigungsfähigkett des

Haushalissicherungskonzeptes erfüllen würde. Für den Standort Ahornweg seien dabei
natürlich die Mietzinsverpflichtungen zu berücksichtigen.

Dies wird von Herrn Mumdey vorbehaltlich des Ergebnisses einer detaillierten Prüfung
bejaht. Er habe die Standorte diesbezüglich überschlägig miteinander verglichen. Die
Einsparmöglichkeiten seien insbesondere abhängig von der Größe und dem Zustand der

Gebäude und deshalb unterschiedlich. Zu beachten seien allerdings auch andere Aspekte: So
könnten die 1.700 Schüler des Otto-Hahn-Schulzentrums nicht an einem anderen

Schulstandort untergebracht werden.

Aus Sicht von Herren Waldschmidt ist es erschreckend, wie die schulpolitische Diskussion in
den vergangenen Monaten geführt wurde. Die CDU-Fraktion wolle diese Diskussion aber

offensichtlich genauso weiterführen. Dabei gebe es aber eben nicht um eine reine Anpassung
an sinkende Schülerzahlen, sondern ergebnisoffen auch um schul- und bildungspolitische
Inhalte wie Inklusion, offenen Ganztag sowie schulische Schwerpunkte und pädagogische
Konzepte. Dies alles lasse die CDU-Fraktion jedoch außen vor und strebe stattdessen schon

jetzt einen Beschluss zur faktischen Festlegung auf eine Schließung des Nicolaus-Cusanus-
Gymnasiums an.

Herr Ziffus erläutert, es sei für die Genehmigungsfähigkeit des Haushaltssicherungskonzeptes
unerheblich, ob an Stelle der Aufgabe eines Schulstandortes im Jahr 2016 bereits im Jahr

2012 eine moderate Erhöhung des Hebesatzes Grundsteuer B vorgenommen werde, solange
der Haushaltsausgleich im Jahr 2022 erreicht werde. Er weist drauf hin, dass der

Ganztagunterricht auch durch die Notwendigkeit der Einrichtung von Lehrerarbeitsräumen
erhebliche Raumbedarfe auslösen werde. Dies gelte auch für die Umsetzung der Inklusion.
Zudem sei der Steueranteil am Gesamteinkommen der „Wohlhabenden“ in den vergangenen
Jahren um ca. 5% gesunken. Um dies auszugleichen, schlage das Deutsche Institut für

Wirtschaftsforschung in einer Studie unter anderem auch ausdrücklich Erhöhungen der
Grundsteuerhebsätze vor, wobei ergänzend darauf hingewiesen werde, dass diese in den

umliegenden Ländern doppelt so hoch seien wie ın der Bundesrepublik Deutschland. Der

Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN sei vor diesem Hintergrund nicht so abwegig,
wie es in einigen Wortibeiträgen dargestellt werde. Die Grundsteuer- und

Gewerbesteuerhebesätze der Stadt Bergisch Gladbach lägen immer noch um 15% bzw. 3%

unter dem Durchschnitt der Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern. Auch der Vorschlag,

die Kulturbetriebe in einen Stadtwerkebetrieb zu integrieren sei nicht abwegig, denn dadurch
könnten unter Vermeidung Steuerpflicht verursachender Gewinnentnahmen Verluste mit
Gewinnen verrechnet werden, so wie es auch bei den Stadtwerken Köln praktiziert werde. Die

Forderung der SPD-Fraktion nach einem Verzicht auf eine Schulstandortschließung sei

unredlich, da diese keine Deekungsvorschläge für ihre Forderung unterbreite.

Herr Schütz erläutert, das Verhalten einiger Verwaltungsmitglieder in der

Informationsveranstaltung zur Schulstandortfrage solle im Ältesienrat thematisiert werden.
Dem Vertagungsantrag der SPD-Fraktion werde die Fraktion KIDitiative zustimmen. Der
gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und FDP-Fraktion sei bezüglich der



Schulstandortfrage keine Präzisierung, sondern eine Verschleierung der Tatsachen, denn ein

entsprechender Beschluss würde faktisch die Festlegung auf eine Standortschließung und
einen Umzug für das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium bedeuten, wovon die Schüler aus
nördlichen Stadtteilen besonders betroffen wären. Der Ausschusses für Bildung, Kultur,

Schule und Sport habe in der Sitzung am 13.03.2012 den Antrag der Fraktion KIDitiative, die
Diskussion und Abstimmung über Schulstandorte und Schulschließungen nur durchzuführen,
wenn die Verwaltung mehrere Varianten mit Vor- und Nachteilen und cine nachvollziehbare

Aussage über die Streichung von anderen Varianten auch über den Schuleniwicklungsplan

hinaus vorlege, einsimmig angenommen. Die Verwaltung habe sich zwar in der Vorlage eine
Ablehnung des Antrages empfohlen, sich dann aber in der Informationsveranstaltung am
20.03.2012 damit gebrüstet, dass sie dem Antrag nun nachkomme. Die Ergebnisse müssten
abgewartet werden. Er weist darauf hin, dass die Stadt auch in das Nicolaus-Cusanus-

Gymnasium investiert habe und dass die Gebäude der Otto-Hahn-Schulen wegen ihrer noch
schlechteren Grundsubstanz eventuell abgerissen werden sollten mit anschließendem Neubau
an gleicher Stelle. Diese Diskussion müsse aber unter Einhaltung des Beschlusses des

Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport ergebnisoffen geführt werden, was CDU-

Fraktion und FDP-Fraktion mit ihrem Antrag jedoch konterkarieren würden. Der

Bürgermeister habe aber bereits eine Vorentscheidung getroffen. Es müsse auch diskutiert

werden, ob überhaupt ein Schulstandort geschlossen oder ob nicht besser einzeine Gebäude
verschiedener Schulen aufgegeben werden sollten. Stattdessen könnten auch Überlegungen
bezüglich der kaufmännischen Berufschulen und der Grundschulen angestellt werden. Das

studentische Gutachten sei unwissenschaftlich und insofern „Kaffeesatzieserei“, Mit dem

Integrierten Stadtentwicklungskonzept sei wiederum eine andere Prognose zur Entwicklung
der Bevölkerungszahlen vorgelegt worden. Als Wohnort bleibe die Stadt Bergisch Gladbach
nur mit einer guten Schullandschaft attraktiv.

Herr Ürbach entgegnet, die Verwaltung habe nicht die Aufgabe eines Schulstandortes
beschlossen, sondern einen Beschlussvorschlag vorgelegt.

Herr Santillän erwidert auf die Ausführungen von Herrn Mömkes, CDU-Fraktion und FDP-

Fraktion wüssten tatsächlich nicht, wie Armut in Bergisch Gladbach aussche. Diese

Praktionen sollten die Tatsachen nicht ignorieren. Er befürworte die Einrichtung einer

Armutskonferenz; jedoch bestehe Bedarf bezüglich des Löwenpasses und dieser sei in der

Vergangenheit schr wohl in Anspruch genommen worden. Die Bevölkerung sei aber von der
Verwaltung nicht über die Möglichkeiten informiert worden. Die Fraktion DIE LINKE/BIBB
habe ein niederschwelliges Konzept zur kulturellen und sozialen Teilhabe nach dem Vorbild
z.B. des Köln-Passes vorgeschlagen, der von 40% der Berechtigten in Anspruch genommen
werde. Die Informattonsveranstaltung am 20.03.2012 habe im Wesentlichen aus relativ
sachlichen Vorträgen der Verwaltung bestanden, die insgesamt darauf gerichtet waren, den
Anwesenden den Plan zum Umzug des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums ohne Darstellung von

Alternativen zu vermitteln. Eine ergebnisoffene Diskussion habe nicht statigefunden und den
Gegnern des Vorhabens sei nur wenig Gelegenheit zur Meinungsäußerung gegeben worden.
Es gehe im Übrigen nicht um Standortschließungen, sondern um sieben Schulschließungen,
vier Neuerrichtungen und einen Umzug. Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
sei mit Ausnahme der Vorschläge „Keine 15 Freiminuten beim Parken“ und
„Zweitwohnungssteuer“ grundsätzlich zu befürworten. Er bittet die Verwaltung um Auskunft
über die sozjale Situation der Zweitwohnungssteuerpflichtigen.

Herr Urbach antwortet, der soziale Status der mit Nebenwohnsitz in Bergisch Gladbach

gemeldeten Menschen sei der Verwaltung nicht bekannt. Wer der



Zweitwohnungssteueirpflicht entgehen wolle, könne sich jedoch schlicht und einfach mit

Hauptwohnsitz in Bergisch Gladbach an- bzw. ummelden.

Aus Sicht von Bern Mönkes ist cs eine Unverschämtheit, der CDU-Fraktion zu unterstellen,

keine Kenntnis von Armut in Bergisch Gladbach zu haben. Die meisten Mitglieder der CDU-

Fraktion seien seit vielen Jahren ehrenamtlich für ihre Stadtteile tätig und würden die

Probleme der Menschen sehr genau kennen. So wisse die CDU-Fraktion im Gegensatz zur
Fraktion DIE LINKE/BIBB, dass Armut nicht nur die Menschen betreffe, die öffentlich

betteln, sondern vor Allem und zumeist in tragischer Ausprägung im Verborgenen zu finden
sei. Er weist außerdem darauf hin, dass Haupt- und Realschulen, für die sich in naher Zukunft
keine Schüler mehr anmelden, schlicht „auslaufen“ würden. Er verweist auf das Beispiel der

Hauptschule Odenthal. Es sei aber sichergestellt, dass jeder Schüler seine derzeitige Schule

bis zur Erlangung seines Schulabschlusses besuchen könne. Das Land Nordrhein-Westfalen

habe bisher noch kein Inklusionsgesetz beschlossen und es sei daher noch gar nicht bekannt,

wie dieses in Bergisch Gladbach umzusetzen wäre. Durch die Einführung von

Ganztagsunterricht würde zudem kein zusätzlicher Raumbedarf entstehen; es müsse lediglich

der bereits vorhandene Raum sinnvoller genutzt werden. Die Setzung pädagogischer

Konzepte und Schwerpunkte falle in die alleinige Zuständigkeit der Schulen selbst und nicht
in die Zuständigkeiten des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport oder des
Haupt- und Finanzausschusses. Diese Debatten seien deshalb vom Haushalt zu trennen. Die

CDU-Fraktion beabsichtige, einen Haushalt ohne Steuererhöhungen zu beschließen und
stattdessen zu sparen. Eine Erhöhung der Gewerbesteuer- und Grundsteuerhebesätze, die im
Übrigen nicht nur Immobilieneigentümer, sondern gleichermaßen auch --mieter treffen würde,
lehne die CDU-Fraktion daher ab. Die Auswirkungen einer möglichen Gründung von
Stadtwerken würden derzeit überprüft, hätten jedoch jetzt keinerlei Bedeutung für den
Haushaltsbeschluss.

Herr Hoffstadt erläutert, der Antrag der CDU-Fraktion und FDP-Fraktion bezüglich der

Durchführung einer Armutskonferenz mit dem Ziel der örtlichen Bedarfsermittlung stimme

mit der Auffassung der SPD-Fraktion überein, Steuererhöhungen lehne die SPD-Fraktion

ebenfalls ab. Es sei jedoch deutlich geworden, dass die Schuldebatte für die CDU-Fraktion
nicht mehr ergebnisoffen sei. Diese habe sich ohne Rücksicht auf die Betroffenen darauf
festgelegt, den Standort des Nicolaus-Cusamus-Gymnasiums zu schließen.

Herr Urbach entgegnet, wenn eine Priorisierung vorgeschlagen werde, so komme man damit
den von der Bezirksregierung formulierten Anforderungen nach, da das
Haushaltssicherungskonzept anderenfalls nicht genehmigungsfähig wäre.

Frau Lehnert ergänzt, man habe mit allen Beteiligten ergebnisoffen diskutiert. Dem
entspreche auch der Beschluss des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport, der zu
einem Zeitpunkt getsoffen wurde, an dem die dargestellten Vorgaben der Bezirksregierung
noch nicht bekannt gewesen seien. Der Haupt- und Finanzausschuss solle sich jedoch auf die

Beratung des Haushaltes beschränken.

Herr Mörs fragt, welche Auswirkungen eine Vertagung der Entscheidung über den Haushalt
und das Haushaltssicherungskonzept in die Sitzung des Rates am 03.07.2012 hätte,

Herr Mumdey antwortet, problematisch seien aus seiner Sicht weniger die Investitionen, da
mit Bereitstellung der Schulpauschale Maßnahmen begonnen werden könnten, als vielmehr
die freiwilligen Leistungen, Die geplanten Beförderungen von Beamten müssten
zurück gestellt werden.



Herr Urbach ergänzt, es könne mit den Mitteln in Höhe von 3,5 Mio, EUR aus der

Schulpauschale zwar mit den geplanten Investitionsmaßnahmen an Schulen begonnen, diese
jedoch nicht zu Ende geführt werden.

Herr Waldschmidt weist darauf hin, die CDU-Fraktion wolle in der Haushaltsdebatte keine

Schulraumdiskussion führen, aber gleichzeitig die Schließung des Schulstandortes Nicolaus-
Cusanus-Gymnasium beschließen. Mit der Auffassung, Inklusion und Ganztagsschule seien
völlig raumunabhängig, stehe Herr Mömkes wohl ziemlich alleine da.

Herr Ziffus erläutert, die von der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN beantragte Erhöhung
des Hebesatzes Grundsteuer B würde für den durchschnittlichen Steuerpflichtigen eine
Mehrbelastung In Höhe von lediglich ca. 0,10 EUR bis 2,- EUR pro Monat, für die Stadi
jedoch in der Summe eine erhebliche Einnahme bedeuten.

Herr Zaifen bittet die Verwaltung, zur Ratsitzung darzulegen, welche freiwilligen Leisiungen
die Stadt im Falle einer Vertagung der Beschlussfassungtatsächlich leisten dürfe,

Herr Mumdey antwortet, die Situation wäre dann anders als die Situation im Korvidor des

„Nothaushaltes“. In der vorläufigen Haushaltsführung dürfie die Stadt Bergisch Gladbach
keine freiwilligen Aufwendungen entstehen lassen und keine freiwilligen Auszahlungen
leisten. Dies beträfe z.B. auch die Zuschüsse zur Prinzenproklamation. Wenn der Haushalt zu
einem späteren Zeitpunkt beschlossen werde, könne manches vielleicht nachträglich bereinigt
werden.

Herr Schütz schließt sich der Bitte von Herın Zalfen an. Der Bürgermeister habe die
Schulsanierungen als wichtigsten Grund für die Notwendigkeit des Beschlusses des
Haushaltes und des Haushaltssicherungskonzeptes benannt. Wenn er Herrn Mumdey nun aber
richtig verstanden habe, würden im Falle einer Vertagung lediglich vorläufige Probleme
bezüglich der freiwilligen Leistungen entstehen, nicht aber bezüglich der Investitionen in
Schulsanierungen.

Herr Mumdey antwortet, wenn Sicherheit besiche, dass der Rai den Haushalt in seiner Sitzung
am 03.07.2012 beschließe, könnten Wege gesucht werden, dass möglichst viele
Schulsanierungsmaßnahmen bereits vor diesem Beschluss begonnen würden. Problematisch
werde es bezüglich der freiwilligen Leistungen dann, wenn der Rat den Haushalt und das

Haushaltssicherungskonzept nicht in seiner Sitzung am 03.07.2012 beschließen würde.

Hesr UÜrbach ergänzt, es sei nicht realistisch, Baumaßnahmen mit einem Volumen von 4 Mio.

ZUR noch im Jahr 2012 umsetzen zu Können, wenn der Rat erst in seiner Sitzung am
03.07.2012 den Haushalt und das Haushaltssicherungskonzept beschließe, da auch noch die
Genehmigung der Aufsichtsbehörden eingeholt werden müsste, Diese Schwierigkeiten
entstünden dann auch bezüglich der im laufenden Jahr zu finanzierenden Planung der
Sanierungsmaßnahmen des Otto-Hahn-Gymnasiums.

Herr Nagelschmidt entgegnet auf die Ausführungen von Herm Mumdey, dass em
genehmigungsfähiges Haushaltssicherungskonzept in Ermangelung realistischer Alternativen
wohl nicht aufgestellt werden könne, wenn der Rat sich gegen die Schließung von
Schulstandorten entscheide. Die Argumentation des Kämmereıss, dass sich Wege finden
ließen, Mittel für Investitionsmaßnahmen schon vor einem Beschluss des Rates über den



Haushalt und das Haushaltssicherungskonzept freizugeben, sei vor diesem Hintergrund
„abenteuerlich“.

Herr Mumdey weist darauf hin, dass er missverstanden worden sei. Bis zum Beschluss eines
genehmigungsfähigen Haushaltes und Haushaltssicherungskonzepies dürften keinerlei

freiwillige Leistungen geleistet werden. Wenn die notwendige Genehmigung nicht erreicht

werde, werde es auch kaum möglich sein, in den „Korridor freiwilliger Leistungen“

zurückzukehren. Der Rat sei faktisch gezwungen, ein genehmigungsfähiges
Haushaltssicherungskonzept zu beschließen.

Herr Urbach lässt daraufhin zunächst über die gestellten Anträge in der Reihenfolge der

Antragstellung bzw. bei Anträgen in gleicher Sache zunächst über den weitergehenden Antrag

abstimmen; über inhaltsgleiche Anträge der Fraktionen solle nur einmal abgestimmt werden.

Gegen den Vertagungsantrag der SPD-Fraktion stimmen CDU, Bündnis 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Bürgermeister.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende

Beschlussempfehlung zu geben:

Der Vertagungsantrag der SPD-Fraktion wird abgelehnt.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung von SPD
und KlDitiative, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich einer

Erhöhung des Mittelansatzes der Produktgruppe 040.410 um 3.000,- EUR zur

zusätzlichen Förderung der freien Kultur wird angenommen.

Der Haupi- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei drei Enthaltungen aus

den Reihen der SPD, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben!

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich einer

Erhöhung des Mittelansatzes der Produktgruppe (005.500 um 15.000,- KUR zur

Abdeckung sozialer Ergänzungsmaßnahmen nach der Durchführung einer

kommunalen Armmutskonferenz zur örtlichen Bedarfisermittlung wird angenommen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung der
KlIDitiative, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich einer
Erhöhung des Mittelansatzes der Produktgruppe 005.520 um 60.006,- BUR zur
Rücknahme des Kürzungsbeschlusses Seniorenbegegnungsstäften wird angenommen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung der SPD,
dem Rat folgende Beschiussempfehlung zu geben:



Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich einer
Kirhöhung des Mittelansatzes der Produktgruppe 013.770 um 55.000,- EUR zur
Spielplatzpfiege, verbunden mit dem Auftrag, im Jugendhilfeausschuss den
Spielplatzbedarf im Stadtgebiet zu überprüfen sowie vermehrt

Spielplatz(pflege)patenschaften aus der Bürgerschaft zu suchen, wird angenommen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin mehrheitlich gegen die Stimme von
DIE LINKE/BIBB bei drei Enthaltungen aus den Reihen der SPD und einer Enthaltung aus
den Reihen von Bündnis 90/DIE GRUNEN, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu
geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der
Aufnahme der voraussichtlichen Neftoeinnahmen aus der Einführung einer
Zweitwohnungssteuer in das Haushaltssicherungskonzept zur zusätzlichen dauerhaften
Ergebnisverbesserung in Höhe von 150.000,- EUR wird angenommen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin mehrheitlich mit den Stimmen von

CDU, FDP und Bürgermeister, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich einer
Beauftragung der Verwaltung, die Priorisierung von Schulstandortschließumgen (1.
Reuferstraße, 2. Kleefeld, 3. Ahornweg, 4. OH-Schulzentrum) sowie die weiteren
formalen Notwendigkeiten, wie von der Bezirksregierung gefordert, auszuarbeiten und
entsprechend zu ergänzen, wird angenommen,

Herr Schäfer und Herr Urbach weisen darauf hin, dass es sinnvoll wäre, wenn der Haupt- und
Finanzausschuss den beantragten Sperrvermerk bezüglich der Erweiterung Friedhof
Herkenrath im gegebenen Fall wieder aufheben könne.

Die Antragsteller zeigen sich damit einverstanden, den Antragstext entsprechend zu
modifizieren,

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung von SPD
und KlIDitiaüve, dem Rat folgende modifizierte Beschlussempfehlung zu geben:

Der gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der

Anbringung eines Sperrvermerkes in Höhe von 50.000,- KUR an der

Investitionsmaßnahme 177512302 — Erweiterung Friedhof Herkenrath — mit der
Maßgabe, die Erweiterung kritisch zu überprüfen und vorher das zwanzig Jahre alte
Kriedhofskonzept unter Einbeziehung aller städtischen, kirchlichen und privaten
Friedhöfe fortzuschreiben, wird angenommen. Die Aufhebung des Sperrvermerkes
erfolgt durch Beschluss des Haupt- und Finanzausschusses.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung der SPD,
dem Rat folgende Beschiussempfehlung zu geben:



Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der
Einstellung der Investitionsliste Kunstrasenplätze Stadion und Refrath in den Haushalt
bei gleichzeitiger Anbringung eines Sperrvermerkes bis zur endgültigen politischen

Entscheidung, wobei die Aufhebung der Sperrvermerke durch entsprechende politische
Beschlüsse erfolgen soll, wird angenommen.

Der Haupi- und Finanzausschuss beschließt daraufhin mehrheitlich mit den Stimmen von
CDU, FDP und Bürgermeister, dem Rat folgende Beschlussempiehlung zu geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der
Bereitstellung von Investitionsmitieln in Biöhe von 65.000,- BUR zur Öffnung der

Fußgängerzone Bensberg im Haushalt 2012/20913 bei gleichzeitiger Anbringung eines
Sperrvermerkes, der durch Maßnahmebeschluss im zuständigen Ausschuss aufgehoben

wird — als Gegenfinanzierung wird der Ansatz in der Investitionsliste 182333008,
7851000 - Baukosten Jugend- und Sozialhäuser - um 65.000,- EUR reduziert — wird
angenommen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin mehrheitlich gegen eine Sömme von
Bündnis 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der SPD und einer Enthaltung von Bündnis
90/DIE GRUNEN, dem Rat folgende Beschlussernpfehlung zu geben!

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der

Umbenennung des Titels 182333549, 7851000 - Generalsanierung Saaler Mühle - in

„Sanierung weiterführende Schulen“, da noch kein Beschluss in Bezug auf die
Haushaltssicherungskonzept-Maßnahimne „Standorischließung Schule‘ getroffen wurde
und damit diese Investivmittel für die Sanierung des beizubehaltenden Standortes
verwendet werden können, wo diese am dringendsten sind, wird angenommen,

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst daraufhin mehrheitlich gegen die Stimmen von SPD,
Bündnis 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKEJ/BFBB folgenden Beschluss:

Die Verwaltung wird gemäß dem gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der
VDP-Fraktion mit der folgenden Prüfung beauftragt:

001.010 - Gleichstellung: Reduzierung Personal auf das gesetzliche Mindestmaß =
Reduzierung Personalkosten

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst daraufhin einstimmig bei Enthaltung der SPD
folgenden Beschluss:

Die Verwaltung wird gemäß dem gemeinsamen Antrag der CDU-Fraktion und der
FDP-Fraktion mit den folgenden Prüfungen beauftragt:

Prüfauftrag an die Verwaltung für eine Organisations- und Produktuntersuchung:
Die Verwaltung soll Angebote einholen für eine Organisations- und
Produktuntersuchung der Stadtverwaltung mit externer Steuerung und Moderation,



Erfahrungen Dritter, z.B. der vom Kreis kürzlich durchgeführten Untersuchung, sind
einzubeziehen.

Prüfauftirag Stelle Bundeskinderschutzgesetz mit Sperrvermerk: Es soll geprüft werden,
ob statt zwei Stellen vorerst nur eine Stelle zur Umsetzung und lokalen

Konzepterarbeitung eingesetzt werden; abschließende Berafung im zuständigen
Kachausschuss.

Prüfauftrag Stelle Emission und Lärmschutz mit Sperrvermerk: Es soll geprüft werden,
ob diese neue Stelle für die Stadt gemäß Konnexität Kosten verursacht und wer diese
letztlich trägt.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt daraufhin einstimmig bei Enthaltung von SPD

und DIE LINKEJ/BIBB, dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Der gemeinsame Antrag der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion bezüglich der
Anbringung der folgenden Sperrvermerke bis zur endgültigen Klärung der im
Haushaltsplan angegebenen Beträge bzw. Veränderungen wird angerommen:

Produktgr,| Bezeichnung Zeile. Bezeichnung Haushaltsjahr|Betragd.Sperre_001.200 Finanzmanagem, |15 | Transferaufw., | 2013  225.000,- EUR
005.520 |Förder.fr.Träger |H1 Personalaufw.|2012,2013 | _69.0908,- EUR
010,650 | Denkmalschutz gi Personalaufw. |2013 50.0990,- EUR
014.736. Umweltschutz i1___\ Personalaufw.| 2012, 2013 50.090,- EUR

Daraufhin simmen CDU, FDP und Bürgermeister bei Enthaltung von Bündnis 90/DIE
GRÜNEN und KIDitiative sowie einer Enthaltung aus den Reihen der SPD gegen den Antrag
der der Fraktion DIE LINKEJ/BIBB bezüglich der Aufnahme des Punktes „Löwenpass“ in die
Produktgruppe 005.500 und einer Erhöhung des Mittelansatzes der Produktgruppe um
60.000,- EUR zur Finanzierung des „Löwenpasses“ im Haushalt 2012/2013.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende

Beschlussempfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE/BIBB bezüglich der Aufnahme des Punktes

„Löwenpass“ in die Produktgruppe 005.500 und einer Erhöhung des Mitielansatzes der

Produktgruppe um 60.000,- BUR zur Finanzierung des „Löwenpasses“ im Haushalt

2012/2013 wird abgelehnt,

Herr Urbach weist Herrn Ziffus darauf hin, dass er einen zustimmenden Beschluss zu Punkt

B) 8. des Antrages der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN wegen Rechtswidrigkeit
beanstanden müsste. Eine Senkung der Landschafts- und Kreisumlage falle nicht in die
Entscheidungskompetenz des Rates. Er schlage daher vor, auf eine Abstimmung über diesen
Punkt zu verzichten. Zudem schlage er zu Buchstabe D) des Antrages vor, dass die

Verwaltung diese Vorschläge als Prüfaufträge berücksichtigen werde. So müsste z.B.
bezüglich des steuerlichen Querverbundes zunächst eine verbindliche Aussage des
Finanzamtes eingeholt werden,



Herr Ziffus zeigt sich mit diesen Vorschlägen mit der Einschränkung einverstanden, dass der
Bürgermeister die Punkte D) 4. und 5. zur Abstimmung stelle.

Daraufhin stimmen CDU, FDP und Bürgermeister gegen den Antrag der Fraktion Bündnis
90/DIE GRÜNEN bezüglich der Aufnahme eines Mittelansatzes von 30.000,- EUR für das
Sachkonto 5.339.000 zur Finanzierung des „Löwenpasses“ in den Haushalt 2012/2013.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende

Beschlussempfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Aufnahme eines
Mittelansatzes in Höhe von 30.009,- KUR für das Sachkonte 5.339.000 zur Finanzierung

des „Löwenpasses“ in den Haushalt 2012/2613 wird abgelehnt.

Daraufhin stimmen CDU, FDP, DIE LINKE/BIBB und Bürgermeister bei Enthaltung der

SPD gegen den Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des
Mittelansatzes Parkraumbewirtschaftung für das Haushaltsjahr 2013 um 200.000,- EUR, die

durch eine Aufhebung des gebührenfreien Kurzzeitparkens bis zu 15 Minuten an

Parkscheinautomaten und durch Schranken an den abgetrennten Parkplätzen erreicht werden
soll,

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende

Beschlussempfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des
Mittelansatzes Parkraumbewirtschaftung für das Haushaltsjahr 2013 um 200.000,-
EUR, die durch eine Aufhebung des gebührenfreien Kurzzeitparkens bis zu 15 Minuten
an Parkscheinaufomaien und durch Schranken an den abgetrennten Parkplätzen

erreicht werden soll, wird abgelehnt.

Daraufhin summen CDU, FDP und Bürgermeister bei zwei Enthaltungen aus den Reihen der
SPD gegen den Antrag der Praktion Bündnis 90DIE GRÜNEN zur Aufnahme eines
Mittelansatzes in Höhe von 700.000,- EUR durch Einführung einer Hotelsteuer in den
Haushalt 2012/2013.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende
Beschlussempfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN zur Aufnahme eines Mittelansatzes
in Höhe von 700.000,- EUR durch Einführung einer Hotelsteuer in den Haushalt

2912/2013 wird abgelehnt,

Daraufhin simmen CDU, FDP und Bürgermeister bei Enthaltung der SPD gegen den Antrag
der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des Hebesatzes
Gewerbesteuer um zehn Prozentpunkte.



Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende
Beschlussempfehlung zu geben!

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des
Hebesatzes Gewerbesteuer um zehn Prozentpunkte wird abgelehnt,

Daraufhin summen CDU, FDP und Bürgermeister bei Enthaltung von SPD und KIDitative
gegen den Antrag der Fraktion Bündnis 9/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des
Febesatzes Grundsteuer B um zehn Prozenipunkte.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende
Beschlussermpfehlang zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Erhöhung des
Hebesatzes Grundsteuer B um zehn Prozentpunkte wird abgelehnt,

Daraufhin stimmen CDU, FDP und Bürgermeister bei Enthaltung von SPD, Bündnis 90/DIE
GRUNEN, DIE LINKE/B{BR und KIDitiative gegen den Antrag der Fraktion Bündnis
90/DIE GRÜNEN bezüglich der Beschränkung der entschädigungsfähigen Fraktionssitzungen
für Ratsmitglieder auf maximal 61 Fraktionssitzungen.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit einstimmig, dem Rat folgende
Beschlussempfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Beschränkung der
entschädigungsfähigen Fraktionssitzungen für Ratsmitglieder auf maximal 61
Fraktionssitzungen wird abgelehnt.

Daraufhin stimmen CDU, FDP und Bürgermeister gegen den Antrag der Fraktion Bündnis
90/DIE GRÜNEN bezüglich der Streichung der Haushaltssicherungskonzept-Maßnahmen
Abbau Schulbibliotheken sowie Abbau Bibliothek Paffrath.

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt damit mehrheitlich, dem Rat folgende
Beschlussermpfehlung zu geben:

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN bezüglich der Streichung der
Haushaltssicherungskonzepi-Maßnahmen Abbau Schulbibliotheken sowie Abbau
Bibliothek Paffrafh wird abgelehnt.

Daraufhin beschließt der Haupt- und Finanzausschuss mehrheitlich gegen die Stimmen von
SPD, DIE LINKE./BfBB und KYDitiative bei Enthaltung von Bündnis 90/DIE GRUNEN,
dem Rat unter Berücksichtigung der vorgenannten Beschlüsse folgende ergänzte
Beschlussempfeblung zu geben:

Die Haushaltssatzung für die Jahre 2012 und 2013 sowie das

Haushaltssicherungskonzept für die Jahre2012 bis 2022 werden unter Berücksichtigung
der als Tischvorlage vorgelegten weiteren Anderungen zum Entwurf und unter



Berücksichtigung der vom Haupt- und Finanzausschuss vorgeschlagenen Änderungen
beschlossen.

Die über die Veränderungsliste zusätzlich vorgesehenen Mittel zur Iorneuerung der
Straßenbeleuchtung werden gesperrt. Der Kämmerer wird ermächtigt, diese Sperre
nach Vorliegen der aufsichtsbehördlichen Zustimmung aufzuheben.

Für die Richtigkeit

gez.

Christian Ruhe

Schriftführung
18.04.2012
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Tagesordnung

A Öffentlicher Teil

! Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ratsmitglieder, Weststellung der
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit

2 Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Rates am
14.02.2012 - öffentlicher Teil

0098/2012

4 Mitteilungen des Bürgermeisters
4.3 Mitteilungen des Bürgermeisters; hier: Übertragungen von Ermächtigungen im

Erfolgs- und Vermögensplan aus dem Haushaltjahr 2011 im das Haushaltsjahr 2012
für den Immobilienbetrieb der Stadt Bergisch Gladbach
0177/2012



4.2 Mündliche Mitteilungen

5 Haushalt 2012/2013 und Haushaltssicherungskonzept 2012-2022
0161/2012

6 Entwurf des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2012/2013
0521/2011

7 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2009
0142/2012

8 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2010
0141/2012

$ Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2011
0740/2012

ko Jahresabschluss der Stadt Bergisch Gladbach zum 31.12.2009
0159/2012

Hi Übertragung von Ermächtigungen für investive Auszahlungen vom Haushaltsjahr
2011 in das Haushaltsjahr 2012 im Kernhaushalt
0127/72012

82 Einwohnerfragestunde
0170/2012

13 Schulentwicklung Sekundarstufe
0120/2012

14 Festlegung der Platzzahlen im aufßerunterrichtlichen Angebot an den Offenen
Ganztagsgrundschulen für die Schuljahre 2012/2013 und 2013/2014
0081/2012

15 Annahme einer Schenkung
0133/2012

16 Aufhebung der Haushaltssicherungskonzept-Malinahme 4.450.3 „Übertragung der
Trägerschaft für die Galerie Villa Zanders“
0112/2012

17 Abschluss einer Vereinbarung mit der NRW-Stiftung zur Nutzung des Anbaus am
Schulmuseum Katterbach

0113/2012

18 Vorschlag zur neuen Ausgestaltung der Richtlinien der Stadt Bergisch Gladbach
über die ergänzende Förderung zum Sozialgesetzbuch und dem
Asylbewerberleistungsgesetz
0518/2011

19 Beitritt der Stadt Bergisch Gladbach zur interkommunalen
Verbrauchergenossenschaft des Städte- und Gemeindebundes NRW
0136/2012
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20 Bebauungsplan Nr. 5580 - Bockenberg Haus 4
- Beschlüsse zu Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung
- Beschluss zum Städtebaulichen Vertrag

- Beschluss als Satzung
0085/2012

23 Neuwbesetzung der Stellvertretung des Bürgermeisters als Geselischaftervertreter in
der GL Service gGmbH/Weisungspflichtiger Geschäftsvorfall
0036/2012

22 Anträge auf Umbesetzung in den Ausschüssen
224 Antrag der CDU-Fraktion vom 07.02.2012 (eingegangen am 14.02.2012) zur

Umbesetzung im Ausschuss für Stadtentwicklung, demografischen Wandel, soziale
Sicherung, Integration, Gleichstellung von Frau und Mann
0115/2012

222 Antrag der CDU-Fraktion vom 03.03.2012 (eingegangen am 09.03.2012) zur
Umbesetzung im Verwaltungsrat der Stadtentwicklungsbetrieb Bergisch Gladbach
AöR

0166/2012

23 Anträge der Fraktionen

23.1 Antrag der FDP-Fraktion vom 06.03.2012 (eingegangen am 07.03.2012) zum
Haushalt 2012/2013

0162/2012

232 Antrag der SPD-Fraktion (eingegangen am 15.03.2012) zur Begrenzung der Zahl
der verkaufsoffenen Sonntage auf zwei Termine pro Kalenderjahr
0171/2012

24 Anfragen der Ratsmitglieder
241 Schriftliche Anfrage der SPD-Fraktion vom 25.03.2012 (eingegangen am 26.03.2012)

zu den Gebühreneinnahmen für die Aufstellung von Werbestoppern in der

Fußgängerzone
0183/2012

242. Mündliche Anfragen
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Protokollierung

A ÖffentlicherTeil

l. Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ratsmitglieder, Feststellung der
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit

Herr Bürgermeister Urbach eröffnet um 17:01 Uhr die 18. Sitzung des Rates der Stadt Bergisch
Gladbach in der achten Wahlperiode.

Ierr Urbach stellt fest, dass der Rat ordnungsgemäß einberufen wurde und beschlussfähig ist.

Für die heutige Sitzung sind Herr Orth (SPD-Fraktion), Herr Kamp (Fraktion Freie Wähler) und
Herr Sirmasac (fraktionsloses Ratsmitglied) entschuldigt. Herr Gerhards ist ab 17:08 Uhr, Herr
Schallehn (Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN) ab 17:09 Uhr und Herr Voßler (Fraktion
KlDitiative) ab 17:20 Uhr anwesend. Frau Koshofer (FDP-Fraktion) ist bis 20:55 Uhr, Herr Kühl
(CDU-Fraktion) bis 20:56 Uhr anwesend. Auf Seiten der Verwaltung fehlen Herr Dr. Speer (FB 4)
und Herr Francois (14).

Herr Urbach benennt die Unterlagen der heutigen Sitzung:

- die Einladung vom 16.03.2012 mit den dazugehörigen Vorlagen,
- die mit Schreiben vom 23.03.2012 übersandte aktualisierte Anlage zur Tagesordnung mit den

Beratungsergebnissen aus den Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses am 20.03.2012
und des Haupt- und Finanzausschusses am 22.03.2012 sowie der Vorlage Nr. 0177/2012
(Tagesordrungspunkt A 4.1), der Vorlage Nr. 0127/2012 (Tagesordnungspunkt A 11) sowie
der Vorlage Nr. 0162/2012/1 (Tagesordnungspunkt A 23.1) und ergänzenden Unterlagen
(Übersicht über weitere Änderungen zum Entwurf des Haushaltes und des
Haushaltssicherungskonzeptes sowie drei Sachanträge aus der Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses) zu der Vorlage Nr. 0161/2012 (Tagesordnungspunkt A 5),

- zwei weitere ergänzende Unterlagen zur Vorlage Nr. 0161/2012 (Tagesordnungspunkt A 5) als
Tischvorlagen sowie

- die Vorlage Nr. 0183/2012 — Schriftliche Anfrage der SPD-Fraktion vom 25.03.2012
(eingegangen am 26.03.2012) zu den Gebühreneinnahmen für die Aufstellung von
Werbestoppern in der l’ußgängerzone (Tagesordnungspunkt A 24.1) als Tischvorlage.

Herr Urbach erläutert, dass der Haupt- und Finanzausschuss in der Sitzung am 22.03.2012 die
Beratung der Vorlage Nr. 0162/2012(/1) — Antrag der FDP-Fraktion vom 06.03.2012 (eingegangen
am 07.03.2012) zum Haushalt 2012/2013 - von der Tagesordnung abgesetzt habe, nachdem die

FDP-Fraktion ihren Antrag zurückgezogen hatte. Er schlage daher vor, den Tagesordnungspunkt A
23.] auch von der Tagesordnung der heutigen Sitzung des Rates abzusetzen.

Die Antragsteller und alle übrigen Ratsmitglieder zeigen sich mit diesem Vorschlag einvernehmlich
einverstanden.

Der Rat fasst damit einstimmig folgenden Beschluss:

Der Tagesordnungspunkt A 23.1 wird von der Tagesordnung der heutigen Sitzung des Rates

abgesetzt.
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Herr Urbach schlägt vor, die Entscheidung über die Vorlagen Nr. 0161/2012 (Tagesordnungspunkt
A 5) und Nr. 0521/2011 (Tagesordnungspunkt A 6) in die Sitzung des Rates am 03.07.2012 zu
vertagen und die bezeichneten Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung der heutigen Sitzung
abzusetzen, da in den vergangenen Tagen noch Fragen zur Genehmigungsfähigkeit des erarbeiteten
Haushaltssicherungskonzeptes aufgetreten seien, die leider nicht abschließend geklärt werden
konnten.

Herr Mömkes beantragt für die CDU-Fraktion, die Vorlagen Nr. 0161/2012 (Tagesordnungspunkt
A 5) und Nr. 0521/2013 (Tagesordnungspunkt A 6) in die Sitzung des Rates am 03.07.2012 zu
veriagen.

Herr Ziffus erläutert, es müsse je einem Ratsmitglied jeder Fraktion Gelegenheit gegeben werden,
zur Sache sprechen, bevor über den Geschäftsordnungsantrag abgestimmt werde. In Entgeenung
auf die Aussage des Bürgermeisters sei festzustellen, dass der CDU-Fraktion der Plan zu
Schließung von Schulstandorten „um die Ohren geflogen sei“. Die Fraktion Bündnis 90/DIE

GRÜNEN sei die einzige Fraktion, die einen ernsthaften Gegenvorschlag zu
Schulstandortschließungen für das Haushaltssicherungskonzept unterbreitet habe. Die Fraktion
Bündnis 90/DIE GRÜNEN sehe sich in der Lage, in der heutigen Sitzung den Haushalt und das
Haushaltssicherungskonzegt unter Einbeziehung der Anträge der Fraktion Bündnis 90/DIE
GRÜNEN zur Erhöhung der Steuereinnahmen durch eine moderate Anhebung der Hebesätze der
Gewerbe- und Grundsteuer um zehn Prozentpunkte zu beschließen. Die SPD-Fraktion wolle zwar
auch Schulstandortschließungen verhindern, habe aber bisher keine Alternativvorschläge
unterbreitet.

Herr Waldschmidt weist darauf hin, dass die SPD-Fraktion in der Sitzung des Haupt- und

Finanzausschusses am 22.03.2012 die Vertagung der Verabschiedung des Haushaltes und des
Haushaltssicherungskonzeptes beantragt habe, was jedoch von CDU-Fraktion, FDP-Fraktion und
auch der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN abgelehnt worden sei. Der Rat sei mangels
Informationen nicht in der Lage, eine die Bergisch Gladbacher Schullandschaft auf Jahrzehnte
prägende Eintscheidung in der heutigen Sitzung zu treffen. Das undurchsichtige Jonglieren mit
Millionenbeträgen — immense Differenzen bei der Kostenentwicklung für die Sanierung des
Schulgebäudes des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums, „Pxplosion“ der Sanierungskosten bezüglich
des Schulkomplexes Saaler Mühle, „völlig diffuse“ Kostenschätzungen für Santerungs- und
Umbaumaßnahmen im Schulzenirum Kleefeld -- sei keine Grundlage für eine verantwortungsvolle

Entscheidung. Bei der sog. „Schulstandortdiskussion“ der vergangenen Wochen sei schon zu viel
„Porzellan zerschlagen“ worden. Es sei beschämend, dass Eltern, die bei der städtischen
Informationsveranstaltung Zahlen hinterfragt hätten, von einem Verwaltungsmitarbeiter persönlich
und in diffamierender Weise angegangen worden seıen.

Herr Urbach bittet die im Zuschauerbereich Anwesenden, unzulässige Beifalls- und

Missfallensbekundungen zu unterlassen.

Herr Waldschmidt führt weiter aus, der Rat müsse die vielen seitens der Schulen vorgetragenen

Argumente nicht nur in seine Entscheidungsfindung einbeziehen, sondern auch in einen ehrlichen
Dialog mit den Eltern, Schülerinnen und Schülern sowie Lehrerinnen und Lehrern treten. Die schul-
und bildungspolitische Diskussion müsse endlich geführt und auch ermittelt werden, welcher
Raumbedarf für Inklusion, Ganztagsschule, pädagogische Konzepte und schulkulturelle
Schwerpunkte überhaupt erforderlich sei. Der Raumbedarf einer Schule könne nicht allein durch die
Betrachtung einer sog. „Musterschule“ ermittelt und dann am „Reißbreit“ übernommen werden.
Am Nicolaus-Cusanus-Gymnasium und an den Schulen im Kleefeld bestünden gewachsene
Strukturen und pädagogische Schwerpunkte, deren Fortbestand nicht losgelöst von hierfür
erforderlichen Räumlichkeiten gewährleistet werden könne. Er habe in den letzten Wochen viele
Gespräche mit Eltern, Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schülern geführt, deren
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hohe Identifikation mit ihren Schulen und das vielfältige, lebendige und erfolgreiche Schulleben
hätten ihn beeindruckt. Er danke auch im Namen des Vorsitzenden des Ausschusses für Bildung,

Kultur, Schule und Sport, Herrn Dr. Miege, besonders der Elternschaft des Nicolaus-Cusanus-
Gymnasiums und dem Lehrerkollegium der Realschule Im Kleefeld für den konstruktiven
Gedankenaustausch. Wenn die Diskussion und Entscheidungsfindung über die künftige
Schullandschaft fair und sachlich geführt werden solle, dann müsse dies ergebnisoffen erfolgen. Es
müssten dann alle Optionen ohne „Gedankensperre“ abgewogen werden und auch die Möglichkeit
einer sog. „Nullvariante“, d.h. der Verzicht auf eine Schulstandortschließung, dürfte nicht von
vorneherein ausgeschlossen werden. Die schul- und bildungspolitische Diskussion dürfe nicht unter
dem Diktat des „Sparzwanges“ geführt werden. Die am heutigen Tag in der Zeitung
wiedergegebene Auffassung von Herın Mömkes, „das einzig Positive an der Vertagung sei, dass
seine Fraktion in der nächsten Ratssitzung klar und eindeutig die zu schließenden Standorte nennen
werde“, zeige ein erschreckendes Maß an Ignoranz und Arroganz. Die heutige Vertagung der
Haushaltsverabschiedung habe ihre Ursache im Übrigen nicht darin, dass Herr Kämmerer Mumdey
Herrn Mömkes, wie dieser gegenüber der Presse ausgeführt habe, „miserabel behandelt“ habe,
sondern in der einsamen Entscheidung des Bürgermeisters, ohne Kenntnis der Fakten eine von ihm
als „Bruchbude“ bezeichneten Schule zwecks Haushaltssanierung abzureißen. Im Falle einer

geheimen Abstimmung über den Haushalt in der heutigen Sitzung hätten CDU-Fraktion und
Bürgermeister keine Mehrheit erhalten. Die SPD-Fraktion fordere, die schul- und bildungspolitische
Diskussion und Entscheidung klar von der haushaltspolitischen zu irennen und werde zu beiden
Themen Position beziehen und Vorschläge unterbreiten.

Herr Santillän erläutert, die Fraktion DIE LINKE/BfBB habe bereits im vergangenen Jahr das

Vorgehen der Verwaltung kritisiert, als eine Projektarbeit von Studenten der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung präsentiert wurde, in der die Entscheidung über eine
Schulstandortschließung bereits angelegt war. Die Fraktion DIE LINKEJ/BfBB habe gefordert, die
Bürgerinnen und Bürger an der Entscheidungsfindung stärker zu beteiligen und eine
Elternbefragung und eine Konferenz mit allen Beteiligten durchzuführen. Dies sei jedoch abgelehnt
und die Auffassung vertreten worden, die Entscheidung könne am „grünen Tisch“ getroffen
werden. Es sei auch argumentiert worden, es sei noch genügend Zeit für die Durchführung der
Beteiligung, die nunmehr schnell nachgeholt werde. Die CDU-Fraktion verhalte sich, als ob die zu
treffende Entscheidung ausschließlich von der CDU-Fraktion selbst „nach Gutsherrenart“ zu treffen
sei. Trotz anhaltender Presseberichte sei kein Ausschuss und auch nicht der Rat inhaltlich mit der

Frage der Schließung eines Schulstandortes befasst worden. Das Vorhaben, diese Entscheidung mit
dem Haushaltsbeschluss zu treffen, sei anscheinend gescheitert. Dem Vertagungsantrag werde die
Fraktion DIE LINKE./BLBB im Interesse der Bürgerinnen und Bürger folgen, halte aber

gleichzeitig an der Forderung fest, endlich eine öffentliche Diskussion mit allen Beteiligten zu
führen. Die Stadt Bergisch Gladbach brauche alle Schulstandorte.

Herr Lang beantragt für die Fraktion DIE LINKE./B£BB, die Thematik „Schulstandorte“ in der
heutigen Sitzung zumindest zu beraten; nach seiner Auffassung wäre es noch besser, wenn der Rat
heute einen Beschluss fassen würde, um die Demokratie wieder herzustellen und die
„Alleinherrschaft des Landrates“ zu beenden. Die Fraktion DIE LINKE/BfBB werde darlegen, dass
die angebliche Einsparung in Höhe von 900.000,- EUR nicht erreicht werden könne. Dieser stünden
in mindestens gleicher Höhe Abschreibungen und Zinsen für das Schulgebäude und sog.
„Umzugskosten“ gegenüber. Der Bürgermeister sollie die Chance ergreifen, das Versagen der
Verwaltung in der angeblichen „Informationsveranstaltung“ im Bergischen Löwen wieder gut zu
machen. Dort hätten seine Vertreter die kritisierten Vorschläge zu rechtfertigen versucht.

Anschließend seien gestellte Fragen ausweichend oder gar nicht beantwortet worden. Die meisten
Wortmeldungen seien nicht berücksichtigt worden, weil dafür keine Zeit mehr blieb. Der Rat dürfe
daher heute die vielen Zuschauer nicht erneut vor den Kopf stoßen und solle den traurigen Vorgang

mit einer Entscheidung der Vernunft beenden. Durch die Einbeziehung vier weiterer Standorte und
der Grundschulen habe der Bürgermeister die Entrüstung gegen seine Pläne ausgeweitet. Der
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Bürgermeister solle daher aufgeben. Auf die Dauer könne der Haushaltsausgleich nicht obne
Steuererhöhungen erzielt werden. Dass dieser „mit den aus Amerika kommenden Luftbuchungen“
möglich werde, glaube der Bürgermeister wohl selbst nicht. Die anwesenden Zuschauer hätten auch
das Recht, ihren Willen durch Beifallbekundungen zu äußern, so wie es auch die „Anhänger“ des
Bürgermeisters nach dessen Reden täten.

Herr Urbach verweist entgegnend auf die diesbezüglichen Regelungen der Geschäftsordnung.

Herr Dr. Fischer weist daraufhin, dass der Vertagungsantrag der CDU-Fraktion in einer
Problematik bezüglich einer möglichen Schließung eines Grundschulstandortes in Refrath
begründet sei, die mit der Bezirksregierung nicht abschließend habe geklärt werden können. Mit
dem Standort des Nicolaus-Cusanus-Gymnasiums habe der in der heutigen Sitzung gestellte
Vertagungsantrag jedenfalls nichts zu tun. CDU-Fraktion und FDP-Fraktion hälten in der Sitzung
des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport selbst die Vertagung der vorgenannten
Entscheidung beantragt und dafür eine große Mehrheit erhalten. Herr Dr. Fischer zitiert aus einer
vor der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport von der CDU-Fraktion und
der FDP-Fraktion gemeinsam herausgegebenen Presseerklärung: „Für beide Fraktionen ist zwar auf
Grund der demografischen Entwicklung in der Zukunft und der Notwendigkeiten der weiteren
Haushaltskonsolidierung klar, dass ein großer Schulstandort aufgegeben werden muss. Welcher dies
aber sein wird, muss erst noch weiter geprüft werden. So wurden an die Verwaltung Fragen gestellt,
die bisher noch nicht oder erst in Teilen beantwortet wurden.“ Die FDP-Fraktion habe zusätzlich in

der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule und Sport einen umfangreichen
Fragenkatalog an die Verwaltung gerichtet und erwarte aus den Antworten mehr Klarheit in der
Angelegenheit. Herr Dr. Fischer zitiert weiter aus der bezeichneten Pressemitteilung: „Die
Problematik um die Schulstandorte ist scht komplex und beinhaltet viele
Entscheidungsmöglichkeiten und Varianten, die bisher nicht ausreichend geprüft wurden. 50
wurden bei der Verwaltung die kompletten Sanierungskonzepte für das Schulgebäude an der
Reuterstraße und den Schulkomplex an der Saaler Mühle angefordert, ebenso wie eine detaillierte
Kostenaufstellung aller denkbaren Umzugs- und Nutzungsmöglichkeiten unter Einbeziehung auch
der Otto-Hahn-Schulen und des Ahornweges. Beide Fraktionen wollen die Diskussion weiterhin
mit größtmöglicher Transparenz führen und die Fragen sämtlicher Interessierter beantworien, bevor
eine Entscheidung gefunden wird.“ FDP-Fraktion und CDU-Fraktion stünden zu dieser
Presseerklärung und zu dieser Entscheidung. Es werde aber häufig überschen, dass bestimmte
Sachverhalte in untrennbarer Beziehung zueinander stünden. Der Rückgang der Schülerzahlen sei
eine deutliche Tatsache. Die Stadt Bergisch Gladbach könne sich auf Dauer keine Leerstände
leisten, wenn sie den Zustand des „Nothaushaltes“ verlassen wolle. Dazu müsse ein
genehmigungsfähiges Haushaltssicherungskonzept beschlossen werden, dass die Stadt in die Lage
versetze, notwendige Investitionen, wie die Sanierung von Schulgebäuden, vorzunehmen. Die
Forderung der SPD-Fraktion nach einer Trennung von Haushaltssicherungskonzept und
Schulkonzept sei daher aus Sicht der FDP-Fraktion nicht möglich und nicht vernünftig. Insofern
werde die FDP-Fraktion dem Vertagungsantrag zustimmen, bedaure die Entwicklung aber
außerordentlich, weil dadurch wichtige Investitionen und freiwillige Leistungen nicht
vorgenommen werden könnten. Die Stadt sei deshalb gut beraten, bis zum Sommer gemeinsam mit
den Betroffenen, an die er appelliere, auch die Argumente der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion
zur Kenntnis zu nehmen, eine Lösung zu erarbeiten. Das komplizierte Konstrukt könne aber nicht
einseitig betrachtet werden.

Herr Schütz spricht dem Bürgermeister und der CDU-Fraktion sein Lob aus für die Entscheidung
zu dem Vorschlag, den Haushaltsbeschluss zu vertagen, wie es die SPD-Fraktion mit Zustimmung
der Fraktion KIDitiative in der vergangenen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses bereits
beantragt habe. Die Vertagung hätte also bereits viel früher eingeleitet werden können und er frage
sich, warum noch am gestrigen Montag bei den Fraktionen deren mögliche Zustimmung zu dem
heutigen Vertagungsantrag der CDU-Fraktion sondiert worden sei. Der Bürgermeister habe in den
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vergangenen Wochen mit seinen Absichten, im Bereich Schulen und Bildung zu sparen, die falsche
Strategie verfolgt. Es bleibe abzuwarten, ob die Schülerzahlen tatsächlich zurückgehen. Die
diesbezüglichen heute vorliegenden Statistiken seien lediglich „Kaffeesatzleserei“ der Verwaltung.
Ihm liege eine Prognose des Instituts für Bevölkerungsentwicklung vor, nach der die

Geburtenzahlen nicht dauerhaft zurückgehen würden, sondern derzeit lediglich eine Verschiebung
der Statistik auf Grund dessen stattfinde, dass Erwachsene erst zu einem späteren Zeitpunkt Kinder
in ihrer Lebensplanung vorsehen, Die studentische Projektarbeit genüge jedoch nicht den
Anforderungen des komplexen Sachverhaltes, der für eine derart weit reichende Entscheidung des
Rates noch gründlich aufgearbeitet werden müsse. Die Verwaltung dürfe dabei aber nicht das
„Pferd von hinten aufzäumen“ und nach Schulstandorten suchen, die man zur Erzielung möglichst
großer Einsparungen schließen könne und deren Grundstücke sich eventuell lukrativ veräußern
ließen. So dürfe mit den von solchen Planspielen betroffenen Schülerinnen und Schülern nicht
umgegangen werden. Bildung und Fleiß seien die bedeutendsten Wirtschaftsfaktoren des Landes

und dürften den Politikern nicht nur als Thema für ihre „Sonntagsreden“ gereichen, während die
Schülerinnen und Schüler in maroden Schulgebäuden unterrichtet würden, so wie ex es in seiner
Schulzeit am Nicolaus-Cusanus-Gymnasium selbst erlebt habe, was der hauptsächliche Grund für
sein eigenes politisches Engagement gewesen sei, Die Fraktion KIDitiative fordere den

Bürgermeister zu gemeinsamer Zusammenarbeit mit allen Fraktionen zur Konsenserzielung in der
Schulfrage auf. An der vom Bürgermeister für den Vertagungsvorschlag angeführten Begründung
habe er jedenfalls erhebliche Zweifel.

Herr Urbach entgegnet, er habe keinen einzigen Gesprächswunsch zu der Thematik abgelehnt und
zudem keinerlei Entscheidung getroffen, sondern einen Lösungsvorschlag erarbeitet und dem Rat in
Form einer Beschlussvorlage vorgelegt, so wie es die Aufgabe des Bürgermeisters und der
Verwaltung sei.

tert Nagelschmidt bittei die Vorredner aus den Reihen der SPD-Fraktion, der Fraktion DIE

LINKE/BIBB und der Fraktion KlDitiative, sich in ihren Wortmeldungen zu dieser für Polemik
und Landtagswahlkampf nicht geeigneten Thematik zurückzuhalten. Der Rat müsse sich eine

Problematik, die sich nicht von selbst lösen werde, aktiv stellen. Die Stadt Bergisch Gladbach
müsse zu einem genehmigungsfähigen Haushaltssicherungskonzept finden, wozu die CDU-Fraktion
eine tragfähige Lösung erarbeitet und vorgelegt habe. Die Ratsmitglieder seien als ehrenamtliche
Kommunalpolitiker jedoch auch auf die Unterstützung der Verwaltung angewiesen. Es sei bisher

immer üblich gewesen, dass sowohl! Investitionsentscheidungen, als auch Einsparmöglichkeiten
unabhängig von konkreten Maßnahmebeschlüssen, die dann später erfolgten, in den Haushalt
eingestellt wurden. Dieser Formalismus sei nun umgedreht worden. Die CDU-Fraktion habe selbst
die Vertagung der Schulstandortfrage in der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur, Schule
und Sport beantragt, damit die Verwaltung die offenen Fragen klären und der Ausschuss die
Angelegenheit dann vor einer abschließenden Entscheidung fachlich beraten könne.

Herr Steinbüchel bittet den Bürgermeister, dafür Sorge zu tragen, dass nur je einem Ratsmitglied
jeder Fraktion Gelegenheit gegeben werde, zur Sache zu sprechen, und sodann über den
Vertagungsantrag abstimmen zu lassen, so wie es seines Wissens nach der Geschäftsordnung
vorgeschen sci.

Herr Urbach antwortet, es wäre schwierig, die derzeitige Diskussion abzubrechen. Er stellt fest,
dass bis auf die Fraktion Freie Wähler alle Fraktionen zur Sache gesprochen hätten und fragt, ob
sich noch ein Ratsmitglied aus den Reihen dieser Traktion zu Wort melden wolle.

Herr Mörs weist darauf’ hin, dass die vorliegende Thematik sich in Anbetracht der desolaten
Haushaltslage nicht als Wahlkampfihema eigne. Es müssten Einsparmöglichkeiten sondiert und
umgesetzt werden.
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Herr Urbach erläutert, es lägen zwei Anträge vor: Ein Antrag der Fraktion DIE LINKE/BfBB, die
Schulstandortfrage in der heutigen Sitzung zu beraten sowie ein Vertagungsantrag der CDU-
Fraktion, der als Geschäftsordnungsantrag gesondert vorab abzustimmen sei und den er unabhängig
davon auch als weiter gchend erachte.

Gegen den Vertagungsantrag der CDU-Fraktion stiramt ein Ratsmitglied aus den Reihen der

Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN. Vier Ratsmitglieder aus den Reihen der Fraktion Bündnis
90/DIE GRÜNEN enthalten sich der Stimme.

Der Rat fasst damit mehrheitlich folgenden Beschluss:

Die Beratung und Beschlussfassung über die Vorlagen Nr. 0161/2012 (Tagesordnungspunkt A
3) und Nr. 0521/2011 (Tagesordnungspunkt A 6) werden in die Sitzung des Rates am
03.07.2012 vertagt.

2. Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil

Die Niederschrift über die Sitzung des Rates am 14.92.2012 — öffentlicher Teil — wird
genehmigt,

3, Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Rates am
14.02.2012 - öffentlicher Teil

0098/2012

Der Rat alınmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis.

4, Mitteilungen des Bürgermeisters
Ai Mitteilungen des Bürgermeisters; kier: Übertragungen von Eirmächtigungen im

Erfolgs- und Vermögensplan aus dem Haushaltjahr 2011 in das Haushaltsjahr
2912 für den Immeobilienbetrieb_der Stadt Bergisch Gladbach
0177/2012

Der Rat nimmt die Mitteilungsvorlage zur Kenntnis,

4.2 Mündliche Mitteilungen

Es liegen keine mündlichen Mitteilungen des Bürgermeisters für den öffentlichen Teil der
Sitzung vor,

5. Haushalt 2012/2013 und Haushalissicherungskonzept 2012 - 2022
0161/2012

Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt (vgl. Protokollierung zu Tagesordnungspunkt A 1).

6. Entwurf des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2012/2013
0521/2011

Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt (vgl. Protokollierung zu Tagesordnungspunkt A ]).

7 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 2009
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